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Vorwort

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlagigen
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der
Geschéftsordnung des Landtags NRW.

Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit.

Eine Gesetzesdokumentation enthalt in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen,
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen
Landesgesetz.

Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegrindung, die Plenar- und
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschiisse, etwaige Anderungs-
antrage, Stellungnahmen von Sachverstandigen, Vorlagen von Ministerien und die gultigen
Gesetzesfassungen.

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW uber die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und
wieder auffindbar.

Ein Grof3teil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch Uber das
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zuganglich.

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter:

http://www.landtag.nrw.de

Landtag Nordrhein-Westfalen
Postfach 10 11 43
40002 Dusseldorf


http://www.landtag.nrw.de/
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN Drucksache 16/1182
16. Wahlperiode

24.10.2012

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes iber die Justiz im Land Nordrhein-
Westfalen

A Problem

Am 1. Januar 2013 wird das Gesetz zur Reform der Sachaufklarung in der Zwangs-
vollstreckung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | Seite 2258) in Kraft treten. Es enthalt umfassende
Anderungen der Bestimmungen uber die Zwangsvollstreckung im 8. Buch der Zivilprozess-
ordnung (ZPO).

Neben der verbesserten Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung werden auch die durch
moderne Informationstechnologie erdffneten Moglichkeiten ausgeschopft. Mit Inkrafttreten
des Gesetzes wird jedem, der fUr bestimmte gesetzlich vorgegebene Zwecke Angaben be-
noétigt, die Moglichkeit eingeraumt, unter Wahrung datenschutzrechtlicher Belange Einsicht in
das elektronische Schuldnerverzeichnis zu nehmen. Das elektronische Schuldnerverzeichnis
wird als landesweites Internetregister ausgestaltet und in jedem Land bei einem zentralen
Vollstreckungsgericht gefiihrt. Uber ein gemeinsames Vollstreckungsportal werden die Daten
der zentralen Vollstreckungsgerichte der Lander bundesweit ab dem 1. Januar 2013 mitei-
nander vernetzt. Das gemeinsame Vollstreckungsportal wird von Nordrhein-Westfalen be-
trieben.

In Nordrhein-Westfalen besteht bereits seit dem Jahr 2002 ein zentrales Schuldnerverzeich-
nis fur die Bezirke aller Amtsgerichte, aus dessen Bestand Daten automatisiert abgerufen
werden kénnen. Mangels einer entsprechenden gesetzlichen Regelung werden Gebiihren
hierfur derzeit nicht erhoben.

In Justizverwaltungsangelegenheiten kdnnen Kosten (Gebiihren und Auslagen) nur aufgrund
gesetzlicher Vorschriften erhoben werden. Soweit die bundesrechtlichen Vorschriften der
Justizverwaltungskostenordnung (JVKostO) von den Justizbehérden der Lander nicht unmit-
telbar anzuwenden sind, enthélt das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen (Artikel 1 des Geset-
zes zur Modernisierung und Bereinigung von Justizgesetzen im Land Nordrhein-Westfalen
vom 26. Januar 2010, GV. NRW. S.30), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
25. Oktober 2011 (GV. NRW. S.539), die erforderlichen Regelungen fir die Erhebung von
Kosten.

Datum des Originals: 23.10.2012/Ausgegeben: 29.10.2012

Die Veroffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Disseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der
kostenfreie Abruf ist auch mdglich Uber das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter
www.landtag.nrw.de



https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=11984&vd_back=N30&sg=0&menu=1
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10347&val=10347&seite=539&sg=0&menu=1
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Das Gebuhrenverzeichnis (Anlage 2 zu § 124 Abs. 2 JustG NRW) ist an die genannten An-
derungen anzupassen. Der Gesetzentwurf dient zudem der Anpassung der nach Landes-
recht geregelten Schuldnerverzeichnisgebihren, die seit dem 1. Januar 1995 nicht mehr
geandert worden sind, an die wirtschaftliche Entwicklung. Uber die Gebuhrentatbestande
und die HOhe der einzelnen Gebulhren haben sich die Lander verstandigt.

Der Bereich Zwangsvollstreckung bei den Gerichten und das Gerichtsvollzieherwesen sind
fur die Landerjustizhaushalte insgesamt nicht kostendeckend. Das Gesetz leistet mithin auch
einen Beitrag zur Verbesserung des Kostendeckungsgrads in der Justiz.

B Losung
Der vorliegende Gesetzentwurf enthalt die notwendigen Bestimmungen, um das vorstehende
Regelungsbedurfnis zu erreichen.

C Alternativen

Keine.

D Kosten

Die beabsichtigten Gebuihrenerh6hungen und insbesondere die neue Einsichtsgebtihr in das
elektronische Schuldnerverzeichnis werden zu Mehreinnahmen fir das Land fuhren. Die
Gebihreneinnahmen allein fir die Einsicht in das Schuldnerverzeichnis kdénnten sich fir
Nordrhein-Westfalen in der Grof3enordnung von rund 14 Mio. Euro jahrlich bewegen.

Die Kosten fiir die Errichtung, den Betrieb und die Pflege des von Nordrhein-Westfalen be-
triebenen, kiinftigen gemeinsamen Vollstreckungsportals der Lander werden nach einer ent-
sprechenden Dienstleistungsvereinbarung von den L&ndern anteilig getragen. Dem Land
entstehen dadurch keine Mehrkosten.

E Zustandigkeit
Federfihrend ist das Justizministerium. Beteiligt sind die Staatskanzlei, das Finanz-

ministerium und das Ministerium fur Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk
des Landes Nordrhein-Westfalen.

F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und
Gemeindeverbande

Keine. Fur die Gemeinden und Gemeindeverbande entstehen durch dieses Gesetz keine
unmittelbaren Haushaltsausgaben oder HaushaltseinbulZen.
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G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte

Durch das Gesetz entsteht keine bedeutende finanzielle Belastung flr Unternehmen und
private Haushalte.

Die gesetzlich bestimmten Institutionen und Personenkreise, die laufend Abdrucke aus dem
Schuldnerverzeichnis beziehen - insbesondere Kammern, die SCHUFA, Wirtschaftsauskunf-
teien und Unternehmen mit vielen Kreditnehmern - bedirfen einer Bewilligung fir den
laufenden Bezug und erhalten nachfolgend regelmafig Abdrucke. Fir diese Institutionen, die
in der Regel ein erhebliches wirtschaftliches Interesse an den Informationen haben, steigt
die Bewilligungsgebihr angesichts der Preisentwicklung seit dem Jahr 1995 in
angemessenen Umfang. Unverdndert dagegen bleibt die Gebuihr fur die einzelne Eintragung.
Die Anhebung der Mindestgebihr bei der Abdruckerteilung wird sich nicht nennenswert
auswirken, da sie nur dann anfallt, wenn eine bestimmte Mindestanzahl von Eintragungen im
Abdruck nicht erreicht wird. Dies wiederum ist in der gerichtlichen Praxis nur sehr selten der
Fall.

Durch die neue Gebuhr fur die Einsichtnahme in das Schuldnerverzeichnis in Hohe von
bundesweit 4,50 Euro entstehen zwar Mehrkosten flr Blrgerinnen und Birger als Glaubiger
oder Auskunftsberechtigte. Jedoch stehen diesen Gebuhren wegen der Unmittelbarkeit der
Auskunftserteilung deutlich verbesserte Leistungen der Justiz gegeniber.

Fur eine Selbstauskunft, ob eine Eintragung besteht oder nicht besteht, entstehen dem
Burger keine Kosten.

H Befristung

Eine gesonderte Befristung dieses Gesetzes scheidet aus, weil es sich um ein Ande-
rungsgesetz handelt. Eine Berichtsfrist ist bereits in § 133 des geanderten Gesetzes enthal-
ten.
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Gesetzentwurf der Landesregierung

Zweites Gesetz zur Anderung des Geset-
zes Uber die Justiz im Land Nordrhein-
Westfalen

Artikel 1

Im Justizgesetz Nordrhein-Westfalen wird die
Anlage zu 8 124 Absatz 2 wie folgt geéndert:

1. Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst:

2.1

Entscheidung Uber
den Antrag auf Bewil-
ligung des laufenden
Bezugs von Abdru-
cken (8§ 8829 der Zi-
vilprozessordnung).”

525 Euro

2. Nummer 2.2 wird wie folgt gefasst:

,2.2 Erteilung von Abdru-

cken (88 882b, 882g
der  Zivilprozessord-
nung)

Anmerkung:

Neben den Gebihren
fir die Erteilung von
Abdrucken

werden die Dokumen-
tenpauschale und die
Datentragerpauschale
nicht erhoben.”

0,50 Euro
je Eintra-
gung,
mindestens
17 Euro

Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen

Gesetz Uber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen (Justizgesetz Nordrhein-
Westfalen - JustG NRW)

2.1

2.2

Entscheidung ber den
Antrag auf Bewilligung
des laufenden

Bezugs von Abdrucken
(8 915 d der Zivilpro-
zessordnung)
Anmerkung:

Die Gebihr entsteht
nur einmal, wenn die
Bewilligung in

einem Verfahren fir
mehrere Schuldnerver-
zeichnisse erteilt

oder versagt wird.

Erteilung von Abdru-
cken (88 915, 915 d
der  Zivilprozessord-
nung,

§ 107 Absatz 2 der
Konkursordnung be-
ziehungsweise

§ 26 Absatz 2 der In-
solvenzordnung)
Anmerkung:

Neben den Gebihren
fur die Erteilung von
Abdrucken

werden die Dokumen-
tenpauschale und die
Datentragerpauschale
nicht erhoben.

410 Euro

0,50 Euro
je Eintra-
gung,
mindestens
10 Euro
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3. Nach Nummer 2.2 wird folgende Nummer
2.3 eingefugt:

,2.3 Einsicht in das 4,50 Euro
Schuldnerverzeichnis
(8 882f der Zivilpro-
zessordnung)
je ubermitteltem Da-
tensatz
Anmerkung:

Die Gebuhr entsteht
auch, wenn die Infor-
mation Ubermittelt
wird, dass fir den
Schuldner kein Ein-
trag verzeichnet st
(Negativauskuntft).

Die Gebuhr entsteht
nicht im Fall einer
Selbstauskunft.*

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Auf die Bewilligung des laufenden Bezugs
und die Erteilung von Abdrucken aus dem
Schuldnerverzeichnis nach 8§ 915 der Zivilpro-
zessordnung in der bis zum 31. Dezember
2012 geltenden Fassung, das gemal § 39
Nummer 5 des Gesetzes betreffend die Ein-
fuhrung der Zivilprozessordnung fortgefuihrt
wird, bleibt die Anlage zu § 124 Absatz 2 in
der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden
Fassung weiterhin anwendbar.
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Begrundung
A Allgemeines
1.

1.1

Gemal § 915 ZPO in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung fihrt jedes Voll-
streckungsgericht (Amtsgericht) ein Verzeichnis der Personen, die in einem anhangigen Ver-
fahren die eidesstattliche Versicherung Uber ihr Vermégen abgegeben haben oder gegen die
Haft angeordnet wurde (Schuldnerverzeichnis). Mit der Verordnung zur Errichtung eines
zentralen  Schuldnerverzeichnisses (Schuldnerverzeichnis-VO) vom 17. Juli 2002
(SGV.NRW. 301) wurde ein zentrales Schuldnerverzeichnis fir die Bezirke aller 130 Amtsge-
richte in Nordrhein-Westfalen bei dem Amtsgericht Hagen eingerichtet. Seit diesem Zeitpunkt
kénnen Daten aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis bei dem Amtsgericht Hagen automa-
tisiert abgerufen werden. Die entstehenden Kosten des Betriebs und der Pflege des zentra-
len Schuldnerverzeichnisses werden mangels einer entsprechenden gesetzlichen Regelung
derzeit nicht durch Gebihreneinnahmen finanziert.

1.2

Das Amtsgericht Hagen ist mit Wirkung zum 1. Januar 2013 zum Zentralen Vollstre-
ckungsgericht fur das Land Nordrhein-Westfalen bestimmt worden. Seine Aufgabe wird es
sein, nach dem dann geltenden neuen Recht das Schuldnerverzeichnis zu fihren (8 882b
Abs. 1 ZPO n.F.), die zentrale Verwaltung der zu hinterlegenden Vermoégensverzeichnisse
vorzunehmen (8 802k Abs. 2 ZPO n.F.) und Abdrucke zum laufenden Bezug aus dem
Schuldnerverzeichnis zu erteilen (§ 882g Abs. 1 ZPO n.F.). Nach § 882h Abs. 2 Satz 3 ZPO
ist die Fiihrung des Schuldnerverzeichnisses eine Angelegenheit der Justizverwaltung.

1.3

Die Lander betreiben ab dem 1. Januar 2013 zudem gemeinsam ein Internetportal (Vollstre-
ckungsportal). Das Vollstreckungsportal ergffnet die zentrale Auskunft aus den Schuldner-
und Vermdgensverzeichnissen der Lander (88 802k Abs. 1 Satz 2, 882h Abs. 1 Satz 2 und 3
der Zivilprozessordnung). Das Vollstreckungsportal wird als gemeinsames Internetangebot
der Lander fur den Zugang zu den Schuldnerdaten der zentralen Vollstreckungsgerichte der
Lander eingerichtet und von Nordrhein-Westfalen betrieben. Die Datenverarbeitung obliegt
dem Landesbetrieb Information und Technik des Landes Nordrhein-Westfalen, einer Einrich-
tung nach 8§ 14 a Landesorganisationsgesetz Nordrhein-Westfalen, als technischem Betrei-
ber des Vollstreckungsportals.

Die Kosten fur die Errichtung, den Betrieb und die Pflege des von Nordrhein-Westfalen be-
triebenen, kinftigen gemeinsamen Vollstreckungsportals der Lander werden nach einer ent-
sprechenden Dienstleistungsvereinbarung von den L&ndern anteilig getragen. Dem Land
entstehen dadurch keine Mehrkosten.
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2.

Das konkrete Verfahren der Einsicht in das elektronische landesweite Schuldnerverzeichnis,

das Bewilligungsverfahren zum laufenden Bezug von Abdrucken aus dem Schuldnerver-

zeichnis sowie der Bezug der Listen sind durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums

der Justiz zu regeln. Das Bundesministerium der Justiz hat von seiner Verordnungserméch-

tigung Gebrauch gemacht und folgende Verordnungen erlassen:

- Verordnung Uber die Fihrung des Schuldnerverzeichnisses (Schuldnerverzeich-
nisfuhrungsverordnung - SchuFV) vom 26. Juli 2012 (BGBI. | S. 1654),

- Verordnung Uber den Bezug von Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis (Schuldner-
verzeichnisabdruckverordnung - SchuAbdrV) vom 26. Juli 2012 (BGBI. | S. 1658),

- Verordnung uber das Vermogensverzeichnis (Vermodgensverzeichnisverordnung
(VermVV) vom 26. Juli 2012 (BGBI. | S. 1664).

3.

Die Gebuhr fur die Bewilligung des laufenden Bezugs von Abdrucken und die Mindestgebihr
fur die Erteilung von Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis sollen jeweils angemessen
erhoht und auf ein landereinheitliches Niveau angepasst werden. Au3erdem soll kiinftig auch
fur die Einsicht in das elektronische Schuldnerverzeichnis tber die landertbergreifende Platt-
form www.vollstreckungsportal.de eine landereinheitliche Geblhr erhoben werden, deren
Hohe zwar in den jeweiligen Landesjustizkostengesetzen zu regeln ist, die jedoch ebenso
wie die Gebuhren fur den laufenden Abdruckbezug kinftig fur alle Lander zentral Uber das
Vollstreckungsportal eingezogen und an die Lander ausgekehrt werden soll.
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B Zu den einzelnen Vorschriften
Zu Artikel 1:

Zu Nummer 1 (Nummer 2.1 der Anlage zu § 124 Absatz 2):

Nach Aufhebung von 8§ 915d der Zivilprozessordnung durch das Gesetz zur Reform der
Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung zum 1. Januar 2013 muss die Fundstelle in der
Zivilprozessordnung redaktionell geandert werden. Der Gebuhrentatbestand bleibt ansons-
ten unverandert.

Der Betrag der Gebuhr ist auf 525 Euro erhoht worden. Die Erhdhung ist gerechtfertigt, weil
die bisherige Gebiihr seit dem 1. Januar 1995 unverandert geblieben ist. Die Teuerungsrate
betragt seither knapp 30 Prozent.

Der seinerzeitige Gebuhrenbetrag von 800 Deutsche Mark ist im Rahmen der Umstellung
auf den Euro zum 1. Januar 2002 lediglich auf den Betrag von 410 Euro aufgerundet wor-
den. Nach nunmehr 18 Jahren soll ein Inflationsausgleich vorgenommen werden.

Die Gebuhrenhohe ist bundeseinheitlich abgestimmt.

Zu Nummer 2 (Nummer 2.2 der Anlage zu 8§ 124 Absatz 2):

Nach Aufhebung von 88 915 und 915d der Zivilprozessordnung durch das Gesetz zur Re-
form der Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung zum 1. Januar 2013 muss die Fundstel-
le in der Zivilprozessordnung redaktionell geandert werden. Der Gebuhrentatbestand bleibt
ansonsten unverandert.

Die Anmerkung und die Gebuhrenhdhe (0,50 Euro je Eintragung) sind unverandert geblie-
ben. Mit den Gebihren fur den Abdruckbezug werden auch die damit verbunden Auslagen
abgeholten, sodass daneben - wie bisher - keine Dokumentenpauschale oder Datentrager-
pauschale erhoben werden soll.

Der Betrag der Mindestgebihr soll von 10 Euro auf 17 Euro erhéht werden.

Die Erh6éhung ist gerechtfertigt, weil die bisherige Gebihr seit dem 1. Januar 1995 unveran-
dert geblieben ist. Die Teuerungsrate betragt seither knapp 30 Prozent.

Der seinerzeitige Gebihrenbetrag von 20 Deutsche Mark ist im Rahmen der Umstellung auf
den Euro zum 1. Januar 2002 lediglich auf den Betrag von 10 Euro aufgerundet worden.
Nach nunmehr 18 Jahren soll ein Inflationsausgleich vorgenommen werden.

Die Gebuhrenhohe ist bundeseinheitlich abgestimmt.

Zu Nummer 3 (Nummer 2.3 - neu - der Anlage zu § 124 Absatz 2):

Mit Nummer 2.3 soll eine neu geschaffene Geblhr fir die Einsichtnahme in das elektroni-
sche Schuldnerverzeichnis in das Gesetz aufgenommen werden.

Die Gebiihr soll fur die Ubermittlung jedes tibermittelten Datensatzes erhoben werden. Dies
entspricht den Regelungen fir Abrufe aus dem Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-
und Vereinsregister. Gleiches gilt fir die GeblUhrenhthe. Die vorgesehene Geblhrenhthe
von 4,50 Euro ist angemessen.

Die Gebihr soll je Gbermitteltem Datensatz entstehen, wenn und soweit dem Einsichtneh-
menden aufgrund seiner elektronischen Eingaben ein oder mehrere Eintrage uber den
Schuldner angezeigt werden. Davon ist der Fall zu unterscheiden, dass die Eingaben des
Einsichtnehmenden unzureichend sind und keinen zweifelsfreien ,Treffer im Verzeichnis
ergeben. Wenn Anfragen weder positiv noch negativ beantwortet werden kénnen, soll keine
Gebluhr anfallen.
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Da auch die Mitteilung, dass zu der betreffenden Person kein Eintrag verzeichnet ist, fir den
Auskunftsuchenden durchaus einen Informationsgewinn bedeutet, soll auch die sogenannte
Negativauskunft geblUhrenpflichtig sein. Eine solche Information kann flr Nutzer von groR3er
Bedeutung sein, etwa um sich tber die Bonitat eines moglichen kunftigen Vertragspartners -
wie z.B. vor Abschluss eines Mobiltelefonvertrags blich - zu informieren.

Der Aufwand fir die Bereitstellung der elektronischen Einsichtsmaéglichkeit entsteht der Jus-
tiz auch in diesem Fall.

Fur eine Selbstauskunft des Schuldners soll gemalR den Bestimmungen des Datenschutzes
(88 19, 34 BDSG, § 18 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen (DSG NRW, SGV.NRW.
20061, siehe auch Kommentierung in Bergmann/Mohrle/Herb, Datenschutzrecht, Loseblatt-
kommentar, 8 19 BDSG Rn. 5, vgl. auch Weichert, NVwZ 2007, 1004) ) keine Gebihr nach
Nummer 2.3 erhoben werden.

Dies gilt sowohl fur eine Information, dass ein Eintrag im Schuldnerverzeichnis vorhanden
ist, als auch fur eine Information, dass ein Eintrag im Schuldnerverzeichnis nicht vorhanden
ist (sog. Negativauskuntft).

Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. Das Gesetz soll mit Wirkung zum
1. Januar 2013 in Kraft treten. Zu diesem Zeitpunkt tritt auch das fir die Anderungen Anlass
gebende Gesetz, das Gesetz zur Reform der Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung
vom 29. Juli 2009 (BGBI. | Seite 2258) in Kraft.

Auf die Bewilligung des laufenden Bezugs und die Erteilung von Abdrucken aus dem
Schuldnerverzeichnis nach § 915 der Zivilprozessordnung in der bis zum 31. Dezember
2012 geltenden Fassung, das gemaR § 39 Nummer 5 des Gesetzes betreffend die Einflh-
rung der Zivilprozessordnung fortgefuhrt wird, bleiben die bisherigen Vorschriften weiterhin
anwendbar.

Darunter fallen auch alle Abdruckerteilungen aus dem bisherigen Schuldnerverzeichnis nach
§ 915 ZPO, die bis zum 31. Dezember 2012 beantragt, aber noch nicht erledigt sind.
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11. Sitzung

Dusseldorf, Mittwoch, 7. November 2012

Mitteilungen der Prasidentin.............c.c.......

Verpflichtung der Abgeordneten
Martin-Sebastian Abel (GRUNE) und
Manuela Grochowiak-Schmieding (GRUNE)

1 Gesetz Uber die Feststellung des
Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen fur das Haushaltsjahr
2012 (Haushaltsgesetz 2012)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/300

Beschlussempfehlungen und Berichte
des Haushalts- und Finanzausschusses
Drucksachen 16/1200 bis 16/1207,
16/1209 bis 16/1215 und 16/1220

zweite Lesung

uUnd:

Finanzplanung 2011 bis 2015 des
Landes Nordrhein-Westfalen

Drucksache 16/301

Beschlussempfehlung und Bericht
des Haushalts- und Finanzausschusses
Drucksache 16/1221

In Verbindung mit:

Gesetz zur Regelung der Zuweisun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen
an die Gemeinden und Gemeindever-
bande im Haushaltsjahr 2012 (Ge-
meindefinanzierungsgesetz 2012 -
GFG 2012)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/302

Beschlussempfehlung und Bericht
des Haushalts- und Finanzausschusses
Drucksache 16/1217

zweite Lesung

In Verbindung mit:

Gesetz zur Errichtung eines Fonds des
Landes Nordrhein-Westfalen zur Um-
setzung des Gesetzes zur Unterstit-
zung der kommunalen Haushaltskon-
solidierung im Rahmen des Star-
kungspakts Stadtfinanzen (Starkungs-
paktfondsgesetz)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/176

Beschlussempfehlung
des Ausschusses fur Kommunalpolitik
Drucksache 16/1238

ZWEIE LESUNG...ccciivieee e 490

Gemeindefinanzierungsgesetz.................... 490
André Kuper (CDU)......ccccccceevieeviieeeiineenn, 490
Hans-Willi Korfges (SPD).......ccccovveeveenieene 491
Kai Abruszat (FDP) ... 493
Mario Kriiger (GRUNE).........cccccevvienienieene 494
Robert Stein (PIRATEN)........cccvvevviieeens 495
Minister Ralf JAger ........ccocevveeviinienieine 496

Einzelplan 12

Finanzministerium

Einzelplan 20

Allgemeine Finanzverwaltung ...........coce..... 497

Teilbereich

Allgemeine Finanzverwaltung ...........cccce..... 497
Dr. Marcus Optendrenk (CDU).................. 497

Martin Borschel (SPD) .......ccccocoeviieeenineenn 499



zu Einzelplan 06

Einzelplan 06
Ministerium fir Innovation,

Wissenschaft und Forschung ...................... 530
Dr. Stefan Berger (CDU) ........ccccoeevenieeenne 530
Karl Schultheis (SPD).........ccccocviiieiinienene 532
Angela Freimuth (FDP).........cccccoovvivinnnnn. 534
Dr. Ruth Seidl (GRUNE)...........ccccovevrviverenes 536
Dr. Joachim Paul (PIRATEN)........cccoceenn.e. 538
Ministerin Svenja Schulze ..............ccccee..... 540

Landtag 07.11.2012
Nordrhein-Westfalen 482 Plenarprotokoll 16/11
Ralf Witzel (FDP) ......ccovveiieiieieeeee e 501 Ergebnis........coooiiiiii 542
Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE)............... 502
Dietmar Schulz (PIRATEN) ........ccccvevevenene 504 Ergebnis zu Einzelplan 05..........c.cccoevvevieieene 542
Ergebnis zu Einzelplan 03............cccocvivieiennn 542
Teilbereich
Haushaltsgesetz.......cccoovvevieeicee e 506
i ) Einzelplan 10
St-ef-an Zimkeit (SPD)................ RUURB 506 Ministerium fiir Klimaschutz, Umwelt,
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans............ 507 Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
Dr. Marcus Optendrenk (CDU)................... 509 cherschutz........ccooviiici e, 542
Ralf Witzel (FDP) .....ccccovevveii e 509
Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE)............... 510 Teilbereich
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans........... 510 Umwelt und Naturschutz............ccceeeiiennns 542
Ergebnis .....cceee i, 511
Teilbereich
Verbraucherschutz..........cccoociiiiiiinn, 542
Einzelplan 03
Ministerium fiir Inneres Teilbereich
und Kommunales ..., 511 LandWirtSChaft ............cocveeveeeeevsesrsssneseean, 542
Theo Kruse (CDU).......ccocevverieneiniineenn, 511 Christina Schulze Focking (CDU).............. 542
Thomas Stotko (SPD)........cceeeeeerererieieienen. 512 Manfred Krick (SPD)........ccccevevvvevereernennan. 544
Dr. Robert Orth (FDP) ......cccceviiiiiiiiieeee 513 Karlheinz Busen (FDP) ........cccocevienienienne 545
Verena Schaffer (GRUNE) ........c.ccoovevvveeene. 515 Hans Christian Markert (GRUNE) ............. 547
Dirk Schatz (PIRATEN) ......ccccccovviivininnene 516 Simone Brand (PIRATEN)........cccevvvennen. 548
Minister Ralf JAGEr ...........ccccoovevevererererrnnns 517 Minister Johannes Remmel....................... 549
Rainer Deppe (CDU)......c.cccveereeneeneeniene 551
Abstlmmung Slehe Ergebnls Inge B|aSk(SPD) ........................................ 552
zu Einze|p|an 06 Hennlng Hoéne (FDP) ................................. 552
Norwich Rif3e (GRUNE)..........ccccceeveenieene. 553
Einzelplan 05
Ministerium fur Schule Teilbereich
und Weiterbildung ..., 519 KIIMASCAULZ ..., 555
Petra Vogt (CDU) ........................................ 519 Rainer Deppe (CDU) __________________________________ 555
Renate Hendricks (SPD) ..o, 520 Norbert Meesters (SPD) .........ccccccevcuevenn.. 556
Yvonne Gebauer (FDP).........c..ccccooovnnnnne. 522 Henning Hone (FDP) ........ccccoovciiiinee 557
Sigrid Beer (GRUNE) ........cccooevieneiiieniene 524 Wibke Brems (GRUNE).........ccccccevevevevnene. 558
Monika Pieper (PIRATEN) .......cccccoevienneene 525 Hanns-Jorg Rohwedder (PIRATEN) ......... 559
Ministerin Sylvia Lohrmann ...............c........ 527 Minister Johannes Remmel ....................... 560
Abstimmung siehe Ergebnis Ergebnis ........................................................... 562

Einzelplan 04

Justizministerium ..o, 562
Jens Kamieth (CDU).......cccooovvivinieneenienn 562
Sven WOIf (SPD).....coooiiieiiiieeeeeeen, 563
Dirk Wedel (FDP) .......coocovvveiiiiieiiereeien 565
Dagmar Hanses (GRUNE) ...........ccc.......... 566
Dietmar Schulz (PIRATEN) ........ccceveennen 567
Minister Thomas Kutschaty .............cc....... 567

Ergebnis... ..o 569
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Landtag

Nordrhein-Westfalen 483

Einzelplan 13 3 Gesetz zur Sicherung eines qualitativ
Landesrechnungshof .........ccccvviiiiiiinnen 569 hochwertigen und wohnungsnahen
) Grundschulangebots in Nordrhein-
Ergebnls ........................................................... 569 Westfalen (8. Schulrechtsénderungs-
gesetz)
Einzelplan 01 Gesetzentwurf_
LANALAY oo 569 der Landesregierung
Drucksache 16/815
Ergebnis .....ccccove i 569

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses
fur Schule und Weiterbildung

2 Fragestunde Drucksache 16/1282

Drucksache 16/1285.........ccoocuvvvmniinniininiinane, 570 ZWEIE LESUNG...vvvevrieienieieie e 584
Mundliche Anfrage 4 Renate Hendricks (SPD) .........ccccccovuvvenen.. 584
des Abgeordneten K!au; Kaiser (CI?U) .................................... 585
André Kuper (CDU) Slgrld Beer (GRUNE) ................................. 586
Yvonne Gebauer (FDP) .......cccccocvvvvinnnne. 587

Honorarzahlung.............ccceoeveeueeueeeereeieeeeeenenne 570 Monika Pieper (PIRATEN)............ccccooeeeue 588
Ministerin Sylvia Lohrmann........................ 589

Minister Ralf JAger.......ccccocvvveiiiieee e 570

Ergebnis.......ccoiiii 590

Mindliche Anfrage 5

des Abgeordneten 4

! Européische Bankenunion darf das
Ralf Witzel (FDP)

dreigliedrige Bankensystem in Deutsch-
land nicht schwéchen

Wirtschaftliche Auswirkungen fir die Ers-
te Abwicklungsanstalt (EAA) aus der er-
folgten Nachbefiillung mit der zweiten
Tranche abgestol3ener Risikopositionen
aus dem Bestand der WestLB — Reicht
die bisherige Eigenkapitalausstattung der

Antrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 16/1045 — Neudruck

Anderungsantrag
der Fraktion der SPD,

EAA auch nach aktuellen Prognosen oh-
ne neue Belastungen fur den nordrhein-
westfélischen Steuerzahler bis zum Ende

der Fraktion de_r CDU, )
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
der Fraktion der FDP und

des Abwicklungszeitraums 2027 aus der Fraktion der PIRATEN

Sicht der Landesregierung aus?.................... 573 DruckSache 16/1322 ......o..cccccccooooooorrerererin, 590
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans............ 575 Dr. Marcus Optendrenk (CDU) .................. 590
o Stefan Kdmmerling (SPD) .......ccccvvevvienee. 591
Mundliche Anfrage 6 Stefan Engstfeld (GRUNE) ........v..ccoroeen.. 592
der Abgeordneten DI‘ |ng0 W0|f (FDP) .................................... 593
Ingola Schmitz (FDP) Nico Kern (PIRATEN) .....ccccovveiviiireiiee 593
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans........... 595

Wie bewertet die Landesregierung die
Ergebnisse einer Studie, wonach stérke- Ergebnis.......ccoooviiii 595

re Verbindlichkeit der Grundschulemp-

fehlungen offenbar Ungleichheiten auf-

grund der sozialen Herkunft im nord- 5
rhein-westfalischen Schulsystem entge-

0eNWIrKE Nat? ......cooveiiei e 580

Starkungspakt fir Gymnasien — Ganz-
tagsorganisation an den weiterfith-
renden Schulen flexibilisieren und
Kampagne fiur Ganztagsgymnasien

Ministerin Sylvia L6hrmann ........................ 580 starten
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Antrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 16/1269.........cccccceeevivvvveeeieeeniiinns

Yvonne Gebauer (FDP)........ccccovvvvevveennnen,
Marlies Stotz (SPD) .....ccoceevveevveeciee e
Astrid Birkhahn (CDU) ........ccccocvvveveviieenenen,
Sigrid Beer (GRUNE)
Birgit Rydlewski (PIRATEN).........ccccccveennee.
Ministerin Sylvia Léhrmann

Ergebnis .....cccocveiei i

Gesetz zum Ersten Staatsvertrag zur
Anderung des Staatsvertrags zum
Glucksspielwesen in  Deutschland
(Erster Glicksspielanderungsstaats-
vertrag — Erster GliAndStV)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/17

Anderungsantrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 16/1336 — Neudruck

Beschlussempfehlung und Bericht
des Hauptausschusses
Drucksache 16/1245

EntschlieRungsantrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 16/1287

Entschlieungsantrag
der Fraktion der FDP
Drucksache 16/1335

ZWEILE LESUNG .vveevieie ettt

Markus TONS (SPD) ......cccoevvvevviieeeiiiieeees
Gregor Golland (CDU).......cccoeevevviieeeinnennn,
Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE)...............
Christof Rasche (FDP)
Michele Marsching (PIRATEN)
Minister Ralf JAger........cccoevvveiiciiee e

Ergebnis ...

Gesetz zur Regelung des Kostenaus-
gleichs fur Aufgaben der 6ffentlichen
Jugendhilfe (Belastungsausgleichs-
gesetz Jugendhilfe — BAG-JH)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/128

Anderungsantrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 16/1321

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Familie, Kinder und Jugend
Drucksache 16/1241

ZWEILE LESUNG....evviiereieeevieevieesieeesieeesree e

Wolfgang JOrg (SPD)......ccccceveeeviveesiineene
Ina Scharrenbach (CDU) ........ccccccevevvnennee
Andrea Asch (GRUNE)........cccccevvevevivennne.
Marcel Hafke (FDP) ......ccccccveevceeiieeecieee
Olaf Wegner (PIRATEN).........c..ccovevevivnnn.
Ministerin Ute Schéafer.............ccccoooinnnenn

Ergebnis......ccccco v,

NRW braucht ein Transparenzgesetz!

Antrag
der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 16/1254

EntschlieRungsantrag
der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 16/1337 .....cccocceveeeiiiciiiieeieeeeeenns

Frank Herrmann (PIRATEN)
Marion Warden (SPD)........cccccoveenienienienne.
Gregor Golland (CDU) .......cccocvvvvreinnennnn.
Matthi Bolte (GRUNE)..........cccccccevvvevevennne.
Dirk Wedel (FDP) .......coccovvieniiiniinienie
Minister Ralf JAger ........ccoceveeniiniienicienn
Frank Herrmann (PIRATEN)

Ergebnis.......ocoiiiii

Tourismus in Nordrhein-Westfalen ver-
netzen und unterstiitzen

Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 16/1260 .............eeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeennns

Georg Fortmeier (SPD)........cccceveeenieennnen.
Daniela Schneckenburger (GRUNE).........
Holger Miiller (CDU)
Ralph Bombis (FDP).......ccccccviiiiiiiniien
Oliver Bayer (PIRATEN) ......cccccoviiinieeninen.
Minister Michael Groschek ..............cc.......

Ergebnis... ..o
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10 Kommunalfinanzberichte: Die Lan- Gesetzentwurf

desregierung muss endlich ihre res- der Landesregierung

pektlose Informationszuriickhaltung Drucksache 16/1049

gegentiber dem Parlament beenden ErSte LESUNG ..ciiveiiiiiiiiiieiee et 638

Antrag

der Fraktion der FDP Ministerin Barbara Steffens

Drucksache 16/1271 ..........ccoovveiiiiiiccennnnn, 624 zu Protokoll (siehe Anlage 1)

Ergebnis ......cooieeiei e 624 BIGEDNIS....ooosvesvcsvrs s 638

14 Zweites Gesetz zur Anderung des Ge-
setzes (ber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen

11 Gegen Randalierer im Zusammen-
hang mit FuRballspielen konsequent

vorgehen
Gesetzentwurf
Antrag der Landesregierung
der Fraktion der FDP Drucksache 16/1182
Drucksache 16/1268............ccccocevineeenieeiiieenns 624
erste LeSUNg.......cocovvveiiiiiii e 639
Dr. Robert Orth (FDP) ......cccoevceiiiiiiieeen 625 o
Andreas Kossiski (SPD) .......coeerererrenn. 625 Minister Thomas Kutschaty
Werner Lohn (CDU).......cocceviviiiiiiecienn 626 zu Protokoll (siehe Anlage 2)
Josefine Paul (GRUNE).........cccccevevevevenne.. 628 Ergebnis........cocoecveeiiene e 639
Frank Herrmann (PIRATEN) ..........ccccccu... 629
Minister Ralf JAger............ccooveviveniieinnnnn, 630 )
15 Gesetz zur Anderung des Polizeige-
EFGEDNIS ... 632 setzes des Landes Nordrhein-
Westfalen
Gesetzentwurf
12 Realisierung des ,Eisernen Rheins“ der Landesregierung
weiter vorantreiben - Entwicklung Drucksache 16/1183
Nordrhein-Westfalens darf nicht blo-
ckiert werden ErSte LeSUNG....covi i 639
Antrag Minister Ralf Jager
der Fraktion der SPD, ) zu Protokoll (siehe Anlage 3)
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, )
der Fraktion der EDP und Ergebnls ........................................................... 639
der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 16/1262 .
16 Gesetz zur Anderung der Befristun-
EntschlieBungsantrag gen besoldungsrechtlicher Gesetze
der Fraktion der CDU im Zustandigkeitsbereich des Justiz-
Drucksache 16/1334 .........uuueeeeeeeeeeeeieeeeeeeeeennnns 632 ministeriums
Reiner Breuer (SPD) ......ccoevvveneeiieieeien 632 S;Sféﬁjnet;vr:rfierun
Amdt KIocke (GRUNE)......cocccvee 633 ity yaboly
Christof Rasche (FDP) ........ccccvovieviiiiienne 634
Stefan Fricke (PIRATEN) .......ccoevevreenennn. 635 erste LeSUNg......cccocerviiiiiiicii e, 639
Klaus Voussem (CDU) ..........cccooviiirinnnnns 635 o
Minister Michael Groschek ................c........ 636 Minister Thomas Kutschaty
zu Protokoll (siehe Anlage 4)
Ergebnis ... 638 Ergebnis.......cccooviieiiec 639

13 Gesetz zur Anderung des Rettungs-
gesetzes

17 Gesetz zur Anderung des Gesetzes
Uber Rentenguter
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Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1185

erste LeSUNG ....coovvvieiiiiiiee e

Minister Johannes Remmel
zu Protokoll (siehe Anlage 5)

Ergebnis ...

18 Gesetz zur Anderung des Hochschul-
gesetzes und des Kunsthochschulge-
setzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1186

erste LeSUNG ....ooovvvieieiiiieiceree e

Ministerin Svenja Schulze
zu Protokoll (siehe Anlage 6)

Ergebnis .....ccovev i

19 Gesetz zur Anderung von Rechtsvor-
schriften im Geschéftsbereich des
Ministeriums fir Gesundheit, Emanzi-
pation, Pflege und Alter des Landes
Nordrhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1187

ErSte LeSUNG ...ooovevviiiiiie ettt

Ministerin Barbara Steffens
zu Protokoll (siehe Anlage 7)

Ergebnis ..o

20 Gesetz zur Anderung des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes NRW
sowie zur Anpassung des Landeszu-
stellungsgesetzes an das De-Mail-
Gesetz

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/58

Beschlussempfehlung
des Innenausschusses
Drucksache 16/873

ZWEILE LESUNG ..eeieeieeiiee i

Ergebnis ..o

21 Gesetz zur Errichtung einer Stiftung
»Zoologisches Forschungsmuseum
Alexander Koenig - Leibniz-Institut
fiir Biodiversitat der Tiere*

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/175

Anderungsantrag

der Fraktion der SPD,

der Fraktion der CDU,

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,
der Fraktion der FDP und

der Fraktion der PIRATEN

Drucksache 16/1288

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Innovation, Wissenschaft und Forschung

Drucksache 16/1226

ZWEIte LESUNG...cveiivieiieerieeniee e

Ergebnis......cccccocceei i

22 Kommunalsport initiieren - ,Vom
Verwalten zum Gestalten auf kommu-
naler Verwaltungsebene*

Antrag
der Fraktion der PIRATEN

Drucksache 16/1256 ............eeeeeeeeeeeeveeeenennnns

Ergebnis.......ccccoceie e

23 Abkommen zur zweiten Anderung des
Abkommens Uber das Deutsche Insti-
tut fiir Bautechnik (2. DIBt-Anderungs-
abkommen)

Antrag

der Landesregierung
auf Zustimmung zu
einem Staatsvertrag
gemal Art. 66 Satz 2
der Landesverfassung
Drucksache 16/750

Beschlussempfehlung
des Hauptausschusses

Drucksache 16/1006 ............eeveeeeeeeeeeeeerenennnns

Ergebnis.......oooiiiiii

24 Abkommen zwischen Bund und Lé&n-
dern Uber die gemeinsame Fdrderung
des Deutschen Konsortiums fur trans-
lationale Krebsforschung (DKTK)
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Vorlage ANLAgE L. .o 643
des Ministeriums
fur Innovation, Wissenschaft und Forschung Zu TOP 13 — Gesetz zur Anderung des
gemal § 10 Abs. 4 Rettungsgesetzes — zu Protokoll ge-
der Landeshaushaltsordnung zur Billigung gebene Rede
Vorlage 16/54
Ministerin Barbara Steffens...........c.c........ 643
Beschlussempfehlung
des Haushalts- und Finanzausschusses und
des Ausschusses
fur Innovation, Wissenschaft und Forschung ANAGE 2. 645
Drucksache 16/1031..........cccooviiiiiiiiinininne, 641 .
Zu TOP 14 - Zweites Gesetz zur Ande-
EXGEDNIS ....ovovvvecieeieeiececeeee e 641 rung des Gesetzes Uber die Justiz im
Land Nordrhein-Westfalen — zu Proto-
koll gegebene Rede
25 Verfassungsgerichtliches  Verfahren -
wegen der Beschwerde des Herrn Minister Thomas Kutschaty ..............c....... 645
Notzel gegen die Wahlprifungsent-
scheidung des Landtags Nordrhein-
Westfalen vom 13. Mai 2012 ANIAGE 3 ..o 647
Y/E:{%—é ig/é%g Zu TOP 15 — Gesetz zur Anderung des
Polizeigesetzes des Landes Nord-
Beschlussempfehlung rhein-Westfalen — zu Protokoll gege-
des Rechtsausschusses bene Rede
Drucksache 16/1197 .......ccccccoeevieiiiiienieeiieee 641
Minister Ralf JAger ........ccoceveeviinienienienn 647
Ergebnis .....ccovev i 641
ANIAGE 4 ... 649
26 Frihwarndokumente
(8 50 Absatz 3 GeschO) Zu TOP 16 — Gesetz zur Anderung der
_ : . Befristungen besoldungsrechtlicher
hier: Sitzung des Ausschusses fur . AT )
Europa und Ene Welrvor
26. Oktober 2012 9
gebene Rede
Unterrichtung durch die Prasidentin
des Landtags Nordrhein-Westfalen Minister Thomas Kutschaty .............c........ 649
zur Kenntnisnahme
Drucksache 16/1283..........ccccceveieveieeeniinesiiennns 641
EQEDIIS oo 642 ANAgE 5 .. 651
Zu TOP 17 — Gesetz zur Anderung des
Gesetzes Uber Rentenguter — zu Pro-
27 In den Ausschissen erledigte Antrage tokoll gegebene Rede
;J:rir_séc%i\bs_ 2 GeschO Minister Johannes Remmel........................ 651
Drucksache 16/1284 ...........ccceevevviveeninnerinnns 642
Ergebnis ......cccoveviiii 642 ANMAGE B ..o 653

Zu TOP 18 — Gesetz zur Anderung des
Hochschulgesetzes und des Kunst-
hochschulgesetzes — zu Protokoll ge-
gebene Rede

28 Beschliisse zu Petitionen
UDEISICNE 16/3 ..ottt 642

Ergebnis ..o 642 Ministerin Svenja Schulze...............c.......... 653
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ANIAGE 7. 655 Entschuldigt waren:

Zu TOP 19 — Gesetz zur Anderung von Ministerin Dr. Angelica Schwall-Duren

Rechtsvorschriften im Geschéftsbe- )

reich des Ministeriums fiir Gesund- Hans-Peter Mller (SPD)
heit, Emanzipation, Pflege und Alter - )

des Landes Nordrhein-Westfalen — zu Iris Preu3-Buchholz (SPD)

Protokoll gegebene Rede
Volker Jung (CDU)

(bis 14:00 Uhr)
Ministerin Barbara Steffens..........ccccceeee... 655

Arif Unal (GRUNE)
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Landtag
Nordrhein-Westfalen
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Plenarprotokoll 16/11

14 Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes
Uber die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

erste Lesung

Auch hier hat sich die Landesregierung bereit er-
klart, die Einbringungsrede zu Protokoll zu ge-
ben. (Siehe Anlage 2) — Widerspruch dagegen regt
sich auch diesmal nicht.

Wir kdénnen somit unmittelbar zur Abstimmung
kommen. Der Altestenrat empfiehlt die Uberwei-
sung des Gesetzentwurfs Drucksache 16/1182
an den Rechtsausschuss — federfuhrend — sowie
an den Haushalts- und Finanzausschuss. Wer ist
fur diese Uberweisungsempfehlung? — Gibt es Ge-
genstimmen? — Enthaltungen? — Das ist nicht der
Fall. Damit ist die Uberweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt

15 Gesetz zur Anderung des Polizeigesetzes des
Landes Nordrhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1183

erste Lesung

Die Regierung ist wiederum bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 3) — Widerspruch dagegen regt sich nicht.

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Gesetzentwurfs
Drucksache 16/1183 an den Innenausschuss.
Wer ist fur diese Uberweisungsempfehlung? — Ist
jemand dagegen? — Enthalt sich jemand? — Das ist
nicht der Fall. Damit ist diese Uberweisungsempfeh-
lung angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt

16 Gesetz zur Anderung der Befristungen besol-
dungsrechtlicher Gesetze im Zustandigkeits-
bereich des Justizministeriums

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1184

erste Lesung

Die Landesregierung ist erneut bereit, ihre Einbrin-
gungsrede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-
ge 4) — Widerspruch dagegen sehe ich nicht.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt die Uberweisung des Gesetzentwurfs
Drucksache 16/1184 an den Rechtsauschuss —
federfihrend — sowie an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss. Wer ist fiir diese Uberweisungs-
empfehlung? — Ist jemand dagegen? — Enthalt sich
jemand? — Das ist wiederum nicht der Fall. Damit ist
die Uberweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen.

Wir sind bei Tagesordnungspunkt

17 Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber Ren-
tenguter

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1185

erste Lesung

Auch hierzu wird vorgeschlagen, dass die Landes-
regierung ihre Einbringungsrede zu Protokoll gibt.
(Siehe Anlage 5) — Dagegen erhebt sich kein Ein-
spruch.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Altestenrat emp-
fiehlt die Uberweisung des Gesetzentwurfs
Drucksache 16/1185 an den Rechtsausschuss —
federfiihrend — sowie an den Ausschuss fur Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz. Wer ist fiir diese Uber-
weisungsempfehlung? — Ist jemand dagegen? —
Enthalt sich jemand? — Das ist nicht der Fall. Damit
ist die Uberweisungsempfehlung einstimmig ange-
nommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

18 Gesetz zur Anderung des Hochschulgesetzes
und des Kunsthochschulgesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1186

erste Lesung

Auch hierzu empfehle ich, dem Vorschlag der Lan-
desregierung zu folgen, die Einbringungsrede zu
Protokoll zu nehmen. (Siehe Anlage 6) — Wider-
spruch dagegen sehe ich nicht.

Wir sind damit bei der Abstimmung. Der Altestenrat
empfiehlt die Uberweisung des Gesetzentwurfs
Drucksache 16/1186 an den Ausschuss fir Inno-
vation, Wissenschaft und Forschung. Wer ist fur
diese Uberweisungsempfehlung? — Wer ist dage-
gen? — Wer enthélt sich? — Niemand. Damit ist die
Uberweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men.

Wir sind bei Tagesordnungspunkt
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Landtag 07.11.2012
Nordrhein-Westfalen 645 Plenarprotokoll 16/11
Anlage 2 erhoben. Eine solche Regelung soll durch den

Zu TOP 14 — Zweites Gesetz zur Anderung
des Gesetzes uber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen — zu Protokoll gegebene Re-
de

Thomas Kutschaty, Justizminister:

Mit diesem Gesetzentwurf der Landesregierung
sollen mehrere Anderungen des Justizgesetzes
durchgefuhrt werden. Lassen Sie mich dazu Fol-
gendes anmerken.

Am 1. Januar 2013 wird das Gesetz zur Reform
der Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung
in Kraft treten. Es enthalt umfassende Anderun-
gen der Bestimmungen Uber die Zwangsvollstre-
ckung im 8. Buch der Zivilprozessordnung.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes wird es jedem, der
fur bestimmte in der Zivilprozessordnung gesetz-
lich bestimmte Zwecke Angaben benétigt, mdg-
lich sein, Einsicht in das elektronische Schuld-
nerverzeichnis zu nehmen. Der Datenschutz ist
dabei gewahrleistet.

In Nordrhein-Westfalen besteht bereits seit dem
Jahr 2002 ein zentrales Schuldnerverzeichnis fur
die Bezirke aller Amtsgerichte, aus dessen Be-
stand in beschranktem Malf3e Daten automatisiert
abgerufen werden koénnen. Fir diese Einzelaus-
kiinfte werden mangels einer entsprechenden
gesetzlichen Regelung Gebihren derzeit nicht

Gesetzentwurf eingefiihrt werden.

Das Justizgesetz Nordrhein-Westfalen enthalt
bislang lediglich Regelungen fir die Erhebung
von Kosten fur die Entscheidung, ob bestimmte
Institutionen laufend Abdrucke aus dem Schuld-
nerverzeichnis beziehen durfen, und fur die Ertei-
lung der Abdrucke selbst. Die bisherigen Gebih-
ren dafir sind seit dem 1. Januar 1995 nicht
mehr gedndert worden. Sie sollen nunmehr an
die wirtschaftliche Entwicklung angepasst wer-
den. Das Gesetz leistet mithin auch einen Beitrag
zur Verbesserung des Kostendeckungsgrades in
der Justiz.

Die Hohe samtlicher Gebuhren in dem Gesetz-
entwurf ist unter den Landesregierungen abge-
stimmt.

Der heute eingebrachte Gesetzentwurf enthalt
die aktuell erforderlichnen Anderungen des Lan-
desrechts. Das Gesetz wird keine wesentlichen
kostenmafigen Auswirkungen auf die privaten
Haushalte haben. Mehrkosten fiir das Land ent-
stehen ebenfalls nicht. Die beabsichtigten Ge-
bldhrenerhéhungen und insbesondere die neue
Einsichtsgebtihr in das elektronische Schuldner-
verzeichnis werden vielmehr zu Mehreinnahmen
fur das Land fuhren.

Ich bitte Sie um Unterstiitzung der Gesetzesini-
tiative und zunéchst um Uberweisung an den fe-
derfihrenden Rechtsausschuss sowie an den
Haushalts- und Finanzauschuss.



Landtag

Nordrhein-Westfalen
16. Wahlperiode

Ausschussprotokoll

APr 16/94
21.11.2012

Rechtsausschuss

7. Sitzung (6ffentlich)

21. November 2012

Dusseldorf — Haus des Landtags
16:20 Uhr bis 17:15 Uhr

Vorsitz:  Dr. Robert Orth (FDP)

Protokoll: Heike Niemeyer

Verhandlungspunkte und Ergebnisse:

Zur Tagesordnung

Der Ausschuss verstandigt sich darauf, den unter 14
vorgesehenen Punkt ,Gesetz zur Forderung des
Mittelstandes in Nordrhein-Westfalen (Mittelstandsférder-
ungsgesetz)“ als TOP 10 zu behandeln.

1  Verfassungsbeschwerden
I. des Herrn Ludwig Weyhe,
Hans-Gebhardt-StraRe 38, 97280 Remlingen,

Bevollmachtigter: Rechtsanwalt Dominik Storr,
Erlacher StraRe 9, 97845 Neustadt am Main

1. unmittelbar gegen

a) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes
Sachsen-Anhalt
vom 26. Mai 2008 — 1 L 26/08 —,

10
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Landtag Nordrhein-Westfalen -2- APr 16/94
Rechtsausschuss 21.11.2012
7. Sitzung (Offentlich) nie

b) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes

Sachsen-Anhalt
vom 8. April 2008 — 1 L 26/08 —

c) den Beschluss des Oberverwaltungsgerichts des Landes

Sachsen-Anhalt
vom 13. Februar 2008 -1 L 97/06 —

d) das Urteil des Verwaltungsgerichts Magdeburg
vom 10. November 2005 - 3 A 328/03 MD —,

e) den Widerspruchsbescheid des Regierungsprasidiums Mag-

deburg
vom 3. Juni 2003 — 441/44.11-65101/7 —,

f) den Bescheid des Landkreises Quedlinburg
vom 21. Januar 2003 - 111.32.02.03/02 —,

2. mittelbar gegen
a) 8 7 Abs. 2 des Landesjagdgesetzes Sachsen-Anhalt
b) 8§ 8 Abs. 1,5und § 9 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes

I.
1. der Gut Terra Nova GmbH & Co. Betriebs-KG,

vertreten durch die Geschéaftsfuhrer Hermann Dirr, Roland

Becker
97259 GreulRenheim,

2. der Frau Renate Adelsberger,
Gutshof 0.Nr., 97259 GreufRenheim,

3. des Herrn Ulrich Seifert,
Gutshof 0.Nr., 97259 GreufRenheim,

4. des Herrn Georg Simon,
Gutshof 0.Nr., 97259 GreulRenheim,

5. des Herrn Hermann Durr,
Gutshof 0.Nr., 97259 GreufRenheim,

Bevollmachtigter: Rechtsanwalt Dr. Gert-Joachim Hetzel,
Max-Braun-StralRe 2, 97828 Marktheidenfeld

gegen

a) den Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Juni 2010 — BVerwG 3 B 89.09 —,

b) den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
vom 9. September 2009 - 19 BV 07.100 —,

c) das Urteil des Verwaltungsgerichts Wiurzburg
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Landtag Nordrhein-Westfalen -3- APr 16/94

Rechtsausschuss 21.11.2012

7. Sitzung (Offentlich)

vom 7. Dezember 2006 — W 5 K 06.351 —

Il. der Terra Forst und Feld GmbH,

gesetzlich vertreten durch die Geschaftsfuhrer Egbert Schmid,

Martin Hahnel,
Horster StralRe 8, 31542 Bad Nenndorf,

Bevollmachtigter: Rechtsanwalt Dr. Gert-Joachim Hetzel,
Max-Braun-Stralde 2, 97828 Marktheidenfeld —

gegen

a) den Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Juni 2010 — BVerwG 3 B 90.09 —,

b) den Beschluss des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
vom 9. September 2009 - 19 BV 07.97 -,

c) das Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts Wirzburg
vom 7. Dezember 2006 — W 5 K 06.353 -

1 BvR 1795/08
1 BvR 2120/10
1 BVR 2146/10

Vorlage 16/321

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten.

2. Verfassungsgerichtliche Verfahren

1. der K.

Bevollmachtigte: Rechtsanwalte Siegmann & Kollegen,
EisenlohrstralRe 24, 76135 Karlsruhe

1. unmittelbar gegen

a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Februar 2011 - BVerwG 6 C 22.10 —,

b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin
vom 20. September 2007 — VG 22 A 517.04 —,

c) die Festsetzungsbescheide der Filmférderungsanstalt Berlin

vom 30. August 2004 — Leinwand-Nummern 282601-282607 —

nie

12
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Landtag Nordrhein-Westfalen -4 - APr 16/94
Rechtsausschuss 21.11.2012
7. Sitzung (Offentlich) nie

in Gestalt des Widerspruchbescheids
vom 4. November 2004

- Rh/Wi -
2. mittelbar gegen
88 66, 67 FFG 2004

2. der K.

Bevollmachtigter: Rechtsanwalt Claus Binder LL.M in Sozietéat Sieg

mann & Kollegen
EisenlohrstralRe 24, 76135 Karlsruhe

1. unmittelbar gegen

a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Februar 2011 - BVerwG 6 C 23.10 —,

b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin
vom 20. September 2007 — 22 A 522.04 -

c) den Widerspruchsbescheid der Filmforderungsanstalt — A6R —
vom 4. November 2004

d) die Festsetzungsbescheide der Filmférderungsanstalt — AGR —
vom 30. August 2004 — Leinwandnummern 291701 bis 291709

2. mittelbar gegen
88 66, 67 FFG 2004

3. der U.

Bevollmachtigte: Rechtsanwalt/in Raupach & Wollert-Elmendorff
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, vertreten durch deren Geschafts-
fuhrer Rechtsanwalt Eckhard von Voigt,

Kurfirstendamm 23, 10719 Berlin

1. unmittelbar gegen

a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Februar 2011 - BVerwG 6 C 25.10 —,

b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin
vom 20. September 2007 - VG 22 A 524.04 -,

c) die Bescheide der Filmférderungsanstalt Berlin

vom 30. August 2004 — Leinwandnummern 140401 bis 140415,
140417, 140418, 146101 bis 146108, 156101 bis 156114, 278901
bis 278909, 280101 bis 280106, 308901 bis 308909, 319701 bis
319707, 320101 bis 320103, 320105 bis 320110, 334201 bis
334208, 334301 bis 334309, 335101 bis 335108, 336601 bis
336607, 337501 bis 337509, 339601 bis 339609, 340901 bis
340906, 342201 bis 342208
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Landtag Nordrhein-Westfalen -5- APr 16/94
Rechtsausschuss 21.11.2012
7. Sitzung (Offentlich) nie

in Gestalt des Widerspruchbescheids
vom 4. November 2004

— Rh/Wi -

2. mittelbar gegen
88 66, 67 FFG 2004

4. der K.

Bevollmachtigte: Rechtsanwalte Siegmann & Kollegen,
EisenlohrstralRe 24, 76135 Karlsruhe

1. unmittelbar gegen

a) das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
vom 23. Februar 2011 - BVerwG 6 C 24.10 —,

b) das Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin
vom 20. September 2007 — VG 22 A 523.04 —,

c) den Widerspruchsbescheid der Filmforderungsanstalt Berlin
vom 4. November 2004 — Rh/Wi —,

d) die Festsetzungsbescheide der Filmforderungsanstalt Berlin
vom 30. August 2004 — Leinwand-Nummern 327601-327607 —

2. mittelbar gegen
88 66, 67 FFG 2004

2 BVR 1561/12
2 BVR 1562/12
2 BVR 1563/12
2 BVR 1564/12

Vorlage 16/350

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten.

3  Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des
Herrn Purschel gegen die Wahlprifungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 15

VerfGH 19/12
Vorlage 16/338

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine
Stellungnahme zu verzichten.
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Landtag Nordrhein-Westfalen -6 - APr 16/94
Rechtsausschuss 21.11.2012
7. Sitzung (Offentlich) nie

4  Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des
Herrn Dietsch gegen die Wahlprifungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 16

VerfGH 21/12
Vorlage 16/342

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten.

5  Verfassungsgerichtliches Verfahren des Herrn Dr. Ludwig gegen die
Wahlprifungsentscheidung des Landtags Nordrhein-Westfalen vom
13. September 2012 17

VerfGH 18/12
Vorlage 16/328, Vorlage 16/341 und Vorlage 16/358

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament, auf eine Stellung-
nahme zu verzichten.

6 Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes liber die Justiz im Land
Nordrhein-Westfalen 18

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

Der Ausschuss verstandigt sich darauf, die abschlieliende
Beratung und Abstimmung fur die Sitzung am 7. Dezember
vorzusehen.

7 Gesetz zur Anderung der Befristungen besoldungsrechtlicher
Gesetze im Zustandigkeitsbereich des Justizministeriums 19

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1184

Der Ausschuss verstandigt sich darauf, die abschliel3ende
Beratung und Abstimmung fir die Sitzung am 7. Dezember
vorzusehen.
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Landtag Nordrhein-Westfalen -18 - APr 16/94
Rechtsausschuss 21.11.2012
7. Sitzung (Offentlich) nie

6 Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes liber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

(vom Plenum am 7. November nach der ersten Lesung an den Rechtsausschuss zur
federfihrenden Beratung und zur Mitberatung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss Uberwiesen)

Der Ausschuss verstandigt sich darauf, die abschliel3ende
Beratung und Abstimmung fir die Sitzung am 7. Dezember
vorzusehen.
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Landtag

Nordrhein-Westfalen
16. Wahlperiode

Ausschussprotokoll

APr 16/111
06.12.2012

Haushalts- und Finanzausschuss

10. Sitzung (6ffentlich)

6. Dezember 2012

Dusseldorf — Haus des Landtags
13:30 Uhr bis 15:15 Uhr

Vorsitz:  Christian Mobius (CDU)
Protokoll: Ulrike Schmick, Franz-Josef Eilting

Verhandlungspunkte und Ergebnisse:

1 Perspektiven der Portigon AG 5

Gesprach mit Mitgliedern des Vorstands

— Die Vorstandsmitglieder Dietrich Voigtlander, Dr. Kai Wilhelm
Franzmeyer und Stefan Dreesbach (Portigon AG) berichten
dem Ausschuss (siehe dazu auch die als Anlage zum
Protokoll wiedergegebene Prasentation). 5

— AnschlieBend beantworten die Mitglieder des Vorstands
Fragen der Abgeordneten. 19
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Landtag Nordrhein-Westfalen -2 - APr 16/111
Haushalts- und Finanzausschuss 06.12.2012
10. Sitzung (6ffentlich) ei

2  Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes iber die Justiz im Land
Nordrhein-Westfalen 26

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

Abschlieliende Beratung und Abstimmung

Der HFA empfiehlt mit den Stimmen aller Fraktionen dem
federfUhrenden Ausschuss, dem Gesetzentwurf zuzustim-
men.

3 Gesetz zur Forderung des Klimaschutzes in Nordrhein-Westfalen 27

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/127

Ausschussprotokoll 16/78

Abschlieliende Beratung und Abstimmung

Der HFA empfiehlt dem federflihrenden Ausschuss mit den
Stimmen der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/Die
Grlinen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU und der
FDP bei Enthaltung der Fraktion der Piraten, dem Gesetz-
entwurf zuzustimmen.

4 Einstellungszusagen fir 2013 an Bewerber/innen fur den Vorberei-
tungsdienst verschiedener Beamtenlaufbahnen sowie fiir ,,Ausbil-
dungsberufe nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG)“ 28

Vorlage 16/415

Mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der Griinen und
der Piraten bei Enthaltung der Fraktionen der CDU und der
FDP willigt der Ausschuss ein, die beantragten Einstel-
lungszusagen zu erteilen.
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Landtag Nordrhein-Westfalen - 26 - APr 16/111
Haushalts- und Finanzausschuss 06.12.2012
10. Sitzung (6ffentlich) ei-hoe

2  Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes Uiber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

Abschlieliende Beratung und Abstimmung
Vorsitzender Christian Mobius legt dar, dieser Gesetzentwurf sei durch das Ple-

num am 7. November 2012 zur federfUhrenden Beratung an den Rechtsausschuss
sowie zur Mitberatung an den HFA Uberwiesen worden.

Wortmeldungen ergeben sich nicht.

Der HFA empfiehlt mit den Stimmen aller Fraktionen dem
federfUhrenden Ausschuss, dem Gesetzentwurf zuzustim-
men.
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Ausschussprotokoll

APr 16/114
07.12.2012

Landtag

Nordrhein-Westfalen
16. Wahlperiode

Rechtsausschuss

8. Sitzung (6ffentlich)

7. Dezember 2012

Dusseldorf — Haus des Landtags
10:00 Uhr bis 11:25 Uhr

Vorsitz:  Dr. Robert Orth (FDP)

Protokoll: Heike Niemeyer

Verhandlungspunkte und Ergebnisse:

Zur Tagesordnung 5

1  Aktuelle Viertelstunde (beantragt von der Piratenfraktion; s. Anlage) 6

Bericht des Justizministers
Diskussion

2 Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde der NPD,
Landesverband NRW, vertreten durch den Landesvorsitzenden Claus
Cremer, gegen die Wahlprufungsentscheidung des Landtags
Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 8

VerfGH 17/12
Vorlage 16/278, Vorlage 16/340 und Vorlage 16/364

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament einstimmig, auf
eine Stellungnahme zu verzichten.
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Landtag Nordrhein-Westfalen -2- APr 16/114
Rechtsausschuss 07.12.2012
8. Sitzung (Offentlich) nie

3  Verfassungsgerichtliches Verfahren wegen der Beschwerde des
Herrn Weidemann gegen die Wabhlpriufungsentscheidung des
Landtags Nordrhein-Westfalen vom 13. September 2012 9

VerfGH 20/12
Vorlage 16/339 und Vorlage 16/427

Der Ausschuss empfiehlt dem Parlament einstimmig, auf
eine Stellungnahme zu verzichten.

4  Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes liber die Justiz im Land
Nordrhein-Westfalen 10

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

— abschlieliende Beratung und Abstimmung —

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf mit den Stimmen
aller Fraktionen.

5 Gesetz zur Anderung der Befristungen besoldungsrechtlicher
Gesetze im Zustandigkeitsbereich des Justizministeriums 11

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1184

— abschliefende Beratung und Abstimmung —

Diskussion

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen
von SPD, CDU und Buindnis 90/Die Grinen bei Enthaltung
der Fraktionen von FDP und Piraten die unveranderte
Annahme des Gesetzentwurfs.

6 Gesetz zur Anderung des Gesetzes liber Rentengliter 13

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1185

Der Ausschuss empfiehlt einstimmig die Annahme des
Gesetzentwurfs in unveranderter Form.
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Landtag Nordrhein-Westfalen -10 - APr 16/114
Rechtsausschuss 07.12.2012
8. Sitzung (oOffentlich) nie

4  Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes Uiber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

— abschlielende Beratung und Abstimmung —

(vom Plenum nach der ersten Lesung am 7. November 2012 zur federfihrenden Be-
ratung an den Rechtsausschuss und zur Mitberatung an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss uberwiesen)

Dr. Robert Orth (FDP) teilt mit, der mitberatende Ausschuss habe den Gesetzent-
wurf mit den Stimmen aller Fraktionen in seiner Sitzung am 6. Dezember zur unver-
anderten Annahme empfohlen.

Der Ausschuss billigt den Gesetzentwurf mit den Stimmen al-
ler Fraktionen.
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LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN Drucksache 16/1644
16. Wahlperiode

07.12.2012

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses

zu dem Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

2. Lesung

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Justiz im Land Nordrhein-
Westfalen

Berichterstatter Abg. Dr. Robert Orth

Beschlussempfehlung

Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/1182 - wird unverandert ange-
nommen.

Datum des Originals: 07.12.2012/Ausgegeben: 10.12.2012

Die Veroffentlichungen des Landtags Nordrhein-Westfalen sind einzeln gegen eine Schutzgebihr beim Archiv des
Landtags Nordrhein-Westfalen, 40002 Dusseldorf, Postfach 10 11 43, Telefon (0211) 884 - 2439, zu beziehen. Der
kostenfreie Abruf ist auch mdglich Uber das Internet-Angebot des Landtags Nordrhein-Westfalen unter
www.landtag.nrw.de
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Bericht
A Allgemeines

Am 1. Januar 2013 wird das Gesetz zur Reform der Sachaufklarung in der Zwangsvollstre-
ckung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2258) in Kraft treten. Es enthalt umfassende Anderun-
gen der Bestimmungen Uber die Zwangsvollstreckung im 8. Buch der Zivilprozessordnung
(ZPO).

Im Zuge dieser bundesgesetzlichen Novelle wird bei dem Amtsgericht Hagen ein gemeinsa-
mes Vollstreckungsportal aller Léander eingerichtet. Dort wird jedem, der fir bestimmte ge-
setzlich vorgegebene Zwecke Angaben bendtigt, die Moglichkeit eingerdumt, unter Wahrung
datenschutzrechtlicher Belange Einsicht in das elektronische Schuldnerverzeichnis zu neh-
men. Es wird landesweites Internetregister ausgestaltet.

Die Gebuhrentatbestéande fur die Einsichtsmoglichkeiten in das Schuldnerverzeichnis sind
seit dem 1. Januar 1995 nicht mehr geandert worden. Um eine Kostendeckung fir das neue
gemeinsame Vollstreckungsportal aller Lander zu erreichen, seien diese Gebuhrensatze
anzupassen. In der Anlage 2 zu § 124 Abs. 2 Justizgesetz NRW sei eine Anpassung vorzu-
nehmen, die zu Mehreinnahmen in einer Grol3enordnung von rund 14 Mio. jahrlich fihren
werde.

B Bericht

Der Gesetzentwurf wurde nach der 1. Lesung am 7. November 2012 vom Plenum einstim-
mig an den Rechtsausschuss - federfiihrend - sowie an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss Uberwiesen. In seiner 7. Sitzung am 21. November 2012 befasste sich der federfiih-
rende Ausschuss erstmals mit dem Gesetzentwurf.

Eine Beteiligung der kommunalen Spitzenverb&dnde gemal3 der Anlage 9 zur Geschaftsord-
nung des Landtags hatte nicht zu erfolgen, da wesentliche Belange der Gemeinden und

Gemeindeverbande nicht berihrt sind.

Die abschlieRende Beratung im federfihrenden Ausschuss fand am 7. Dezember 2012 statt.

C Beratung im beteiligten Ausschuss

Der Haushalts- und Finanzausschuss befasste sich am 6. Dezember 2012 mit dem Gesetz-
entwurf. Einstimmig stimmte er dem Gesetzentwurf zu.
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D Abstimmung

Zu der abschlieRenden Beratung im federfuhrenden Ausschuss am 7. Dezember 2012 wur-
den keine Anderungsantrage zu dem Gesetzentwurf - Drucksache 16/1182 - gestellt.

Der Ausschuss stimmte dem Gesetzentwurf einstimmig zu.

Dr. Robert Orth
(Vorsitzender)
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17. Sitzung

Dusseldorf, Mittwoch, 12. Dezember 2012

Mitteilungen der Prasidentin........c..cccccevveenen,

Anderung der Tagesordnung ..........ccceucuevenen.

1 Gesetz Uber die Feststellung des
Haushaltsplans des Landes Nord-
rhein-Westfalen fur das Haushaltsjahr
2013 (Haushaltsgesetz 2013)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1400

erste Lesung

uUnd:

Finanzplanung 2012 bis 2016 mit Fi-
nanzbericht 2013 des Landes Nord-
rhein-Westfalen

Drucksache 16/1401

In Verbindung mit:

Gesetz zur Regelung der Zuweisun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen
an die Gemeinden und Gemeindever-
bande im Haushaltsjahr 2013 (Ge-
meindefinanzierungsgesetz 2013 -
GFG 2013)

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1402

erste Lesung

In Verbindung mit:

Gesetz zur Anderung des Wasserent-
nahmeentgeltgesetzes des Landes
Nordrhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1286

erSte LeSUNG ....ccoviiiiiieeiee sttt
Haushaltsgesetz 2013 ...........cccceveevviiennns

Minister Dr. Norbert Walter-Borjans.........
Karl-Josef Laumann (CDU) .....................
Norbert Romer (SPD) ......cccccvvcvvvviriennne.
Christian Lindner (FDP) .......cccccccecvvveeneee.
Reiner Priggen (GRUNE) ...........ccco......
Dr. Joachim Paul (PIRATEN) ..................
Ministerprasidentin Hannelore Kraft ........
Dr. Marcus Optendrenk (CDU).................
Martin Borschel (SPD) .......cccoevvviniennne.
Mehrdad Mostofizadeh (GRUNE) ...........
Ralf Witzel (FDP) .....ccooovvviiiiiiiiiiiiee,

Gemeindefinanzierungsgesetz 2013.......

Minister Ralf JAQEr .........cccovvvvviiriiien,
André Kuper (CDU).......cccccovevieeiiieeiienns
Michael Hubner (SPD) .......cccccocvviiiennnn.
Mario Kriiger (GRUNE).........ccccoovvevrenne.
Kai Abruszat (FDP) ........ccccocvevvciieeeieeen,
Robert Stein (PIRATEN)..........ccccoerunee..
Minister Ralf JAger ..........cccocvevvvveeevennnenn.

Wasserentnahmeentgeltgesetz...............

Ministerin Sylvia Lohrmann.....................
Norbert Meesters (SPD) ........ccccvevriennne.
Josef Wirtz (CDU) .......ccoevveieiieeiieeiieene
Hans Christian Markert (GRUNE) ...........
Henning Hone (FDP) ........cccoviviiiiieens
Hanns-Jorg Rohwedder (PIRATEN) .......

Ergebnis.......oooiiiiii

2 Schaden vom Land abwenden: Staats-
sekretarin muss entlassen werden!
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Eilantrag
der Fraktion der CDU
Drucksache 16/1666..........ccccceeeeevivivveeenneeenn.

Oliver Wittke (CDU) ......cccvvvvvviiienieeien
Bernhard von Grinberg (SPD).................
Jutta Velte (GRUNE) .........ccccooeeveveverennnan.
Angela Freimuth (FDP)..........cccccevvevieeenee
Torsten Sommer (PIRATEN) .........ccce.....
Minister Guntram Schneider.....................

Ergebnis ...,

3 Gelebtes Open Government: Offentli-
che Debatte zum Landeshaushalt!

Antrag
der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 16/1623............ueeeeeeeeeeeeenreeeneennns

Dietmar Schulz (PIRATEN)........cccccccvvee..
Stefan Kdmmerling (SPD) ........ccooeveieee
Hendrik Schmitz (CDU) ........cccocvvieiinenn.
Matthi Bolte (GRUNE) ........ccoeevvviveevrrennnns
Dirk Wedel (FDP).......cooovveiniiiiiiieneee,
Minister Guntram Schneider.....................

Ergebnis ......cccooveeiiiiiiiee e

4 EU-Datenschutzreform: Hohe Daten-
schutzstandards sicherstellen!

Antrag

der Fraktion der SPD und

der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 16/1626..............eeeeevvveeveeveeeeennnns

Anderungsantrag
der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 16/1674 ..........uueeeeeeeeeeeeeeeeeeenennnns

Dirk Schidmer (SPD) ......ccccovvevviveeeiiieen,
Matthi Bolte (GRUNE) ........ccocevvvevreerrennne.
llka von Boeselager (CDU)..........cccoeeevneee
Dr. Ingo Wolf (FDP) ......cocovciveiiiieeecee,
Frank Herrmann (PIRATEN) ........c.cccc.....
Minister Ralf JAger........ccccocvvvevvciveevciienn,

Ergebnis ......cccoveeiiinii i

5 Einrichtung einer Enquete-Kommis-
sion zur Zukunft der chemischen In-
dustrie in Nordrhein-Westfalen im
Hinblick auf nachhaltige Rohstoffba-
sen, Produkte und Produktionsverfah-
ren

Antrag
der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
Drucksache 16/1630 — Neudruck..................

Hans Christian Markert (GRUNE) ...........
Rainer Schmeltzer (SPD) ........cccccovvvenee.
Matthias Kerkhoff (CDU).........ccccccovvviinenns
Dietmar Brockes (FDP)........ccccocevcvviiinnnns
Oliver Bayer (PIRATEN) .......cccccceevevvnenee
Ministerin Svenja Schulze........................

Ergebnis........ccoiiiiiii

Zweites Gesetz zur Anderung des Ge-
setzes (ber die Justiz im Land Nord-
rhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1644

ZWEIE LESUNG...ccciieieeeeiiiee e cieeecee e

Reden zu Protokoll
(Siehe Anlage 1)

Ergebnis.......cccoviiiiii

Gesetz zur Anderung der Befristun-
gen besoldungsrechtlicher Gesetze
im Zustandigkeitsbereich des Justiz-
ministeriums

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1184

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1638

ZWEIte LESUNG...c.evviiiiiiiiieeie e
Reden zu Protokoll

(Siehe Anlage 2)
Ergebnis.......cocoiiiiiii

Gesetz zur Anderung des Gesetzes
Uber Rentenguter

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1185
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Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1639

zweite Lesung

Reden zu Protokoll
(Siehe Anlage 3)

Ergebnis

9 Gesetz zur Anderung des Rettungs-
gesetzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1049

Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses

fur Arbeit, Gesundheit und Soziales
Drucksache 16/1542

ZWEILE LESUNG ..o
Reden zu Protokoll
(Siehe Anlage 4)

Ergebnis

10 Gesetz zur Anderung des Hochschul-
gesetzes und des Kunsthochschulge-
setzes

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1186

Beschlussempfehlung

des Ausschusses

fur Innovation, Wissenschaft
und Forschung

Drucksache 16/1527

ZWEILE LESUNG .ot
Reden zu Protokoll
(Siehe Anlage 5)

Ergebnis

11 Nachwahl von ordentlichen und stell-
vertretenden Mitgliedern in den Rund-
funkrat des Westdeutschen Rund-
funks Koln

Wahlvorschlag
der Fraktion der SPD
Drucksache 16/1633............cevveeeveeveeeereeenennnns

Ergebnis

12 Verfassungsgerichtliches  Verfahren
wegen der Beschwerde der NPD,
Landesverband NRW, vertreten durch
den Landesvorsitzenden Claus Cre-
mer, gegen die Wahlprifungsent-
scheidung des Landtags Nordrhein-
Westfalen vom 13. September 2012

VerfGH 17/12

Vorlage 16/278
Vorlage 16/340
Vorlage 16/364

Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1641

Ergebnis.......ccoviiii

13 Verfassungsgerichtliches  Verfahren
wegen der Beschwerde des Herrn
Weidemann gegen die Wahlprifungs-
entscheidung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen vom 13. September
2012

VerfGH 20/12
Vorlage 16/339
Vorlage 16/427

Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1659

Ergebnis.......cooviiiii,

14 Verfassungsgerichtliches  Verfahren
wegen der Beschwerde des Herrn
Tenter gegen die Wahlpriufungsent-
scheidung des Landtags Nordrhein-
Westfalen vom 13. September 2012

VerfGH 15/12
Vorlage 16/238
Vorlage 16/439

Beschlussempfehlung
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1660

Ergebnis.......ccooiiii e

TOP 15 abgesetzt.
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16 In den Ausschiissen erledigte Antrage

Ubersicht 3
gem. 8 79 Abs. 2 GeschO

Drucksache 16/1645............ueeeeeeeeeeeeeereeeeeennns

Ergebnis ...,

17 Beschliisse zu Petitionen
UBEISICNE 16/5 ..ot eee e

Ergebnis ......ccoooveiiieniii e

Zu TOP 6 — Zweites Gesetz zur Ande-
rung des Gesetzes Uber die Justiz im
Land Nordrhein-Westfalen — zu Proto-
koll gegebene Reden

Sven WOIf (SPD)......ooovcveeiceee e
Jens Kamieth (CDU)........cccceevveiieieenenn
Dagmar Hanses (GRUNE)...........cceccueue...
Dirk Wedel (FDP)......ccooeieiniiniiiieneee,
Dietmar Schulz (PIRATEN)........cccccccuveee.
Minister Thomas Kutschaty ......................

ANIAgE 2 .o

Zu TOP 7 — Gesetz zur Anderung der
Befristungen besoldungsrechtlicher
Gesetze im Zustandigkeitsbereich des
Justizministeriums — zu Protokoll ge-
gebene Reden

Sven WOIf (SPD)......cocvviiiiiniiiiceeeen
Jens Kamieth (CDU).......ccccoccveeeviieeeenen,
Dagmar Hanses (GRUNE).......................
Dirk Wedel (FDP).......ccocevvcieeeiiiee e,
Dietmar Schulz (PIRATEN)..........cccocueeen.
Minister Thomas Kutschaty ......................

ANlage 3 ...

Zu TOP 8 — Gesetz zur Anderung des
Gesetzes lUber Rentengiter — zu Pro-
tokoll gegebene Reden

Tanja Wagener (SPD) ......ccccocoeevieeinienene
Jens Kamieth (CDU)........cccceveeieinenienne
Dagmar Hanses (GRUNE).......................
Dirk Wedel (FDP)......cccooevvivriiiieveneeee,
Michele Marsching (PIRATEN) ................
Minister Thomas Kutschaty ......................

ANIAGE 4 ..o

Zu TOP 9 — Gesetz zur Anderung des
Rettungsgesetzes — zu Protokoll ge-
gebene Reden

Marion Warden (SPD)........ccccocovevieeiinnns
Norbert Post (CDU)........ccccvevvvieniinienne.
Arif Unal (GRUNE)......cccooeevveeeeeeeeevens
Susanne Schneider (FDP)...........cccccu.....
Lukas Lamla (PIRATEN) .......ccocevceviiinnnns
Ministerin Barbara Steffens......................

ANIAGE 5.

Zu TOP 10 — Gesetz zur Anderung des
Hochschulgesetzes und des Kunst-
hochschulgesetzes — zu Protokoll ge-
gebene Reden

Iris Preuf3-Buchholz (SPD) ........ccccccueee...
Christian Haardt (CDU)...........ccccceveenene
Dr. Ruth Seidl (GRUNE).........cccccovvrvvnnes
Angela Freimuth (FDP).........cccccovviiniinnne
Dr. Joachim Paul (PIRATEN) ..................
Ministerin Svenja Schulze.......................

Entschuldigt waren:

Minister Johannes Remmel
Minister Dr. Angelica Schwall-Duren
Ministerin Barbara Steffens
(ab 13:00 Uhr)
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans
(ab 15:45 Uhr)

Dr. Stefan Berger (CDU)
(bis 13:00 Uhr)
Marie-Luise Fasse (CDU)
Wilhelm Hausmann (CDU)
(ab 13:00 Uhr)
Thomas Kufen (CDU)
(ab 13:00 Uhr)
Claudia Middendorf (CDU)
Daniel Sieveke (CDU)
Rainer Spiecker (CDU)

Sigrid Beer (GRUNE)
(ab 17:00 Uhr)

Josefine Paul (GRUNE)
(ab 13:00 Uhr)

Dr. Joachim Stamp (FDP)
Yvonne Gebauer (FDP)
(bis 12:00 Uhr)

Nicolaus Kern (PIRATEN)
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Mdgliche daranzusetzen, Ressourceneffizienz und
Okologisches Wirtschaften voranzutreiben.

Um nur einen Aspekt zu nennen: Weltweit immer
knapper verfigbare Rohstoffe verschaffen bei stei-
genden Energiepreisen alternativen und effizienten
Produktionsformen immer gré3ere Wettbewerbsvor-
teile. Die nordrhein-westfalische chemische Indust-
rie ist in dieser Hinsicht globaler Vorreiter. Es gilt,
die momentan gute Position der nordrhein-
westfalischen chemischen Industrie zu starken, wei-
ter auszubauen und dabei auch den eingeschlage-
nen Weg der ©kologischen Erneuerung zu unter-
stiitzen. Deswegen ist der von den Grinen vorge-
schlagene Weg der Enquetekommission zur Zu-
kunft der chemischen Industrie ein guter Weg.

Das Arbeitsvorhaben der Kommission ist sehr ambi-
tioniert, aber dartiber kénnen wir ganz sicher einen
Weg finden, um das Thema der industriellen Erneu-
erung auf ein breites gesellschaftliches Fundament
zu stellen. Denn es ist ein weiteres Ziel der Landes-
regierung, die Akzeptanz der Industrie in Nordrhein-
Westfalen zu starken.

Wenn wir die Debatte um die Rolle der chemischen
Industrie fur eine nachhaltige Wirtschaft mit der En-
guetekommission weiter vorantreiben und auf eine
moglichst breite Basis stellen, starkt das auch die
Akzeptanz der Chemie in der Bevolkerung. So hat
die Kommission neben der Erarbeitung der fachli-
chen Ergebnisse die Chance, einen weiteren wich-
tigen Aspekt fur die Zukunft zu stérken und bei den
Menschen zu verankern. Wir missen die chemi-
sche Industrie als Teil der Losung unserer zuklnfti-
gen Herausforderungen betrachten und nicht als
Verursacher unserer Schwierigkeiten.

Unter diesen Mal3gaben unterstiitzt die Landesre-
gierung den Antrag der Grinen auf Einrichtung der
vorgeschlagenen Enquetekommission. — Herzlichen
Dank.

(Beifall von der SPD, den GRUNEN und
Dr. Joachim Paul [PIRATEN])

Vizeprasident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau
Ministerin Schulze.

Damit sind wir am Ende der Beratung zu dem An-
trag Drucksache 16/1630 — Neudruck - und
kommen zur Abstimmung. Es ist direkte Abstim-
mung beantragt worden. Wer stimmt dem Antrag so
zu? — Die Piratenfraktion, SPD, Bundnis 90/Die
Griinen, CDU und FDP. Stimmt jemand dagegen? —
Gibt es Enthaltungen? — Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt

6 Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes
Uber die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1182

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1644

Zweite Lesung

Die Fraktionen und die vorgesehenen Rednerinnen
und Redner haben sich darauf verstandigt, die Aus-
fihrungen zu Protokoll zu geben. (Siehe Anla-

gel)

Damit kommen wir direkt zur Abstimmung. Der
Rechtsausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1644, den Gesetzentwurf
Drucksache 16/1182 unveradndert anzunehmen.
Wer stimmt dem zu? — Gibt es Gegenstimmen? —
Gibt es Enthaltungen? — Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist es einstimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt

7 Gesetz zur Anderung der Befristungen besol-
dungsrechtlicher Gesetze im Zustandigkeits-
bereich des Justizministeriums

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1184

Beschlussempfehlung und Bericht
des Rechtsausschusses
Drucksache 16/1638

zweite Lesung

Hier soll genauso verfahren werden wie beim vori-
gen Tagesordnungspunkt, also Reden zu Proto-
koll. (Siehe Anlage 2)

Daher kommen wir direkt zur Abstimmung. Der
Rechtsausschuss empfiehlt in der Beschlussemp-
fehlung Drucksache 16/1638, den Gesetzentwurf
Drucksache 16/1184 anzunehmen. Wer stimmt dem
zu? — Gibt es Gegenstimmen? — Gibt es Enthaltun-
gen? Bei Enthaltung von Piratenfraktion und FDP-
Fraktion ist diese Empfehlung angenommen und
damit der Gesetzentwurf in zweiter Lesung verab-
schiedet.

Wir kommen zu:

8 Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber Ren-
tenguter

Gesetzentwurf
der Landesregierung
Drucksache 16/1185
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Anlage 1 Jens Kamieth (CDU):

Zu TOP 6 — Zweites Gesetz zur Anderung des
Gesetzes uber die Justiz im Land Nordrhein-
Westfalen — zu Protokoll gegebene Reden

Sven Wolf (SPD):

Mit der heutigen zweiten Lesung wollen wir das
Gesetz Uber die Justiz in NRW an die neuen Ge-
gebenheiten der Zwangsvollstreckung anpassen
und die seit 1995 nicht mehr erhéhten Geblihren
anpassen.

Die Reform der Zwangsvollstreckung ist im Deut-
schen Bundestag im Jahr 2009 von einer breiten
Mehrheit unterstitzt worden. Unsere Kollegen
sprachen dort, wie etwa der damalige Parlamen-
tarische Staatssekretdr im Bundesjustizministeri-
um Alfred Hartenbach, davon, das Zwangsvoll-
streckungsverfahren an die Lebenswirklichkeit
des 21. Jahrhunderts anzupassen. Die Sachauf-
klarung wird die Aufgaben der Gerichtsvollziehe-
rinnen und Gerichtsvollzieher in unserem Land
kunftig deutlich verandern. Die bereits gute Arbeit
der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzie-
her in unserem Land soll damit noch effektiver
und leistungsfahiger werden. Ich bin mir sicher,
dass dies auch ohne eine immer wieder von Ein-
zelnen geforderte Privatisierung des Gerichts-
vollzieherwesens gelingen wird.

Die Arbeit der Gerichtsvollzieherinnen und Ge-
richtsvollzieher wird sich stéarker auf die Arbeit am
Schreibtisch und die Recherche am Computer
verlagern. Neben den Auskiinften aus verschie-
denen Datenbanken und Verzeichnissen wird ein
elektronisches Vollstreckungsportal bei den Voll-
streckungsgerichten der Lander gemeinsam hier
in NRW erstellt.

Fur diese Aufgabe kann nach Verabschiedung
der gesetzlichen Grundlage kunftig auch hier in
Nordrhein-Westfalen eine Gebiihr in Rechnung
gestellt werden. Die im Entwurf vorgeschlagene
Gebihr ist angemessen und im Hinblick auf die
verbesserte Leistung nicht zu hoch. Zudem blei-
ben Eigenauskinfte von Schuldnerinnen und
Schuldnern kostenfrei.

Wir hoffen, dass die erwarteten Mehreinnahmen
in Héhe von rund 14 Millionen € erzielt werden
kénnen und damit einen bescheidenen Beitrag
leisten, die bereits hohe Kostendeckung im Jus-
tizhaushalt des Landes zu erhdhen.

Die SPD-Fraktion begrift den Gesetzentwurf
und wird dem Gesetzentwurf wie bereits im
Rechtsausschuss auch hier im Plenum zustim-
men.

Die Landesregierung hat das Zweite Gesetz zur
Anderung des Gesetzes uber die Justiz im Land
Nordrhein-Westfalen eingebracht. Der Gesetz-
entwurf wurde mittlerweile im federfihrenden
Rechtsausschuss sowie im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss beraten. Wir haben in beiden
Ausschiissen dem Gesetzentwurf einstimmig zu-
gestimmt. Auch heute empfehle ich die Zustim-
mung zu dem Gesetzentwurf,

Wir wollen damit die Erhdhung von zwei Geblih-
rensdtzen und die Einfuhrung einer neuen Ge-
bihr beschlieRen. Diese Gebihrenanpassungen
sind aus folgenden Griinden gerechtfertigt:

Wir haben in Nordrhein-Westfalen seit dem Jahr
2002 ein zentrales Schuldnerverzeichnis fur die
Bezirke aller Amtsgerichte beim Amtsgericht Ha-
gen. Dort kann jedermann Einsicht in das elekt-
ronische Schuldnerverzeichnis nehmen. Bislang
wurden flr Einzelauskiinfte Gebihren nicht er-
hoben. Die neue Gebuhr fir die Einsichtnahme in
das Schuldnerverzeichnis, die wir mit der Geset-
zesanderung einfuhren wollen, begruf3en wir. Die
Birgerinnen und Burger erhalten verbesserte
Leistungen; daher sind die Mehrkosten fiir sie
vertretbar. Allein hierdurch erwarten wir Mehrein-
nahmen in H6he von rund 14 Millionen € fiir den
Landeshaushalt. Der Kostendeckungsgrad der
Justiz wird damit ebenfalls verbessert, denn
selbstverstandlich kosten Betrieb und Pflege des
zentralen Schuldnerverzeichnisses Geld.

Auch die mit der Gesetzesanderung einzufiih-
rende Erhoéhung der Gebuhr fir die Bewilligung
des laufenden Bezuges von Abdrucken und die
Mindestgebuhr fur die Erteilung von Abdrucken
aus dem Schuldnerverzeichnis begriiRen wir aus
folgenden Grinden:

1. Die Gebuhrensatze wurden seit 1995 nicht
mehr erhéht, obgleich die Teuerungsrate seit-
dem fast ein Drittel betrug. Viele Unterneh-
men, zum Beispiel die Schufa, Wirtschafts-
auskunfteien oder andere Unternehmen, ha-
ben ein erhebliches wirtschaftliches Interesse
an den Auskinften. Da sie mit ihren Leistun-
gen Geld verdienen, ist es nachvollziehbar,
wenn sie an den Kosten, die der Justiz ent-
stehen, angemessen beteiligt werden.

2. Alle Lander haben sich auf die neuen Gebiuh-
rensatze verstandigt, und sie sollen in allen
Landern gleich hoch sein. Deshalb sollte sich
Nordrhein-Westfalen dem nicht verschlieRen.

Auch wenn Mehreinnahmen im Landeshaushalt
von zusétzlichen Konsolidierungsanstrengungen
begleitet werden sollten — denen sich die rot-
grine Koalition leider verweigert —, stimmen wir
als CDU-Fraktion in diesem Fall aus den bereits
genannten Grinden dem Gesetz zu.
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Dagmar Hanses (GRUNE): gebuhren (die Gebihren fur die Bewilligung des

Nach der derzeitigen Fassung der Zivilprozess-
ordnung fuhrt jedes Vollstreckungsgericht ein so-
genanntes Schuldnerverzeichnis, in dem die Per-
sonen, die in einem anhéngigen Verfahren eine
eidesstattliche Versicherung Uber ihr Vermdgen
abgegeben haben oder gegen die Haft angeord-
net wurde, erfasst werden. Nordrhein-Westfalen
hat infolge der erlassenen Verordnung zur Errich-
tung eines zentralen Schuldnerverzeichnisses
vom 17. Juli 2002 fir alle 130 Amtsgerichte ein
zentrales Schuldnerverzeichnis bei dem Amtsge-
richt Hagen geschaffen. Aus dem zentralen
Schuldnerverzeichnis kénnen in beschréanktem
MalRe Daten automatisiert abgerufen werden. Die
entstehenden Kosten fur diese Einzelauskinfte,
den Betrieb und die Pflege des zentralen Schuld-
nerverzeichnisses werden mangels einer ent-
sprechenden gesetzlichen Regelung derzeit nicht
durch Gebihreneinnahmen finanziert. Mit dem
zweiten Gesetz zur Anderung des Gesetzes uber
die Justiz im Land Nordrhein-Westfalen soll eine
entsprechende Regelung erfolgen.

Zum 1. Januar 2013 tritt das Gesetz zur Reform
der Sachaufklarung in der Zwangsvollstreckung
in Kraft. In diesem Gesetz werden einige Ande-
rungen der Bestimmungen Uber die Zwangsvoll-
streckung vorgenommen. Unter anderem wird
Personen, die fir bestimmte gesetzlich vorgege-
bene Zwecke Angaben bendtigen, die Mdoglich-
keit eingeraumt, unter Wahrung datenschutz-
rechtlicher Belange Einsicht in das elektronische
Schuldnerverzeichnis zu nehmen. In jedem Land
wird das elektronische Schuldnerverzeichnis als
landesweites Internetregister bei einem zentralen
Vollstreckungsgericht gefiihrt. Die Bundeslander
werden ab dem 1. Januar 2013 ein gemeinsa-
mes Vollstreckungsportal (das von Nordrhein-
Westfalen geleitet wird), in dem die Daten aller
zentralen Vollstreckungsgerichte der Lander mit-
einander vernetzt sind, betreiben.

Fur Nordrhein-Westfalen ist das Amtsgericht Ha-
gen mit Wirkung zum 1. Januar 2013 zum Zen-
tralen Vollstreckungsgericht fir das Land be-
stimmt worden. Seine Aufgabe wird es sein, nach
dem dann geltenden neuen Recht das Schuld-
nerverzeichnis zu fiihren, die zentrale Verwaltung
der zu hinterlegenden Vermdgensverzeichnisse
vorzunehmen und Abdrucke zum laufenden Be-
zug aus dem Schuldnerverzeichnis zu erteilen.

Die Kosten fur die Errichtung, den Betrieb und
die Pflege des von Nordrhein-Westfalen betrie-
benen kinftigen gemeinsamen Vollstreckungs-
portals der Lander werden nach einer entspre-
chenden Dienstleistungsvereinbarung von den
Landern anteilig getragen. Dem Land entstehen
dadurch keine Mehrkosten.

Mit dem Gesetzentwurf werden zudem die nach
Landesrecht geregelten Schuldnerverzeichnis-

laufenden Bezugs von Abdrucken und die Min-
destgebihr fir die Erteilung von Abdrucken aus
dem Schuldnerverzeichnis), die seit dem 1. Ja-
nuar 1995 nicht mehr gedndert worden sind, an
die wirtschaftliche Entwicklung angepasst. Fir
die Landerjustizhaushalte sind die Bereiche der
Zwangsvollstreckung bei den Gerichten und das
Gerichtsvollzieherwesen insgesamt nicht kosten-
deckend. Das Gesetz leistet einen Beitrag zur
Verbesserung des Kostendeckungsgrads in der
Justiz. Uber die Gebihrentatbestande und die
Hohe der einzelnen Gebihren haben sich die
Lander verstandigt, sodass ein einheitliches Kos-
tenniveau besteht.

Dirk Wedel (FDP):

Der Deutsche Bundestag hat bereits am 18. Juni
2009 das Gesetz zur Reform der Sachaufklarung
in der Zwangsvollstreckung verabschiedet. Kinf-
tig kann der Gerichtsvollzieher vom Schuldner ei-
ne Vermogensauskunft verlangen, ohne dass ein
erfolgloser Versuch einer Sachpfandung voran-
gegangen ist. Der Gerichtsvollzieher ist insbeson-
dere bei Verweigerung einer solchen Vermo-
gensauskunft kinftig befugt, Fremdauskinfte ein-
zuholen. Gleichzeitig wird das Verfahren zur Ab-
gabe der Vermdgenserklarung und die Verwal-
tung der Informationen modernisiert. Die Aufstel-
lung der Vermdgensgegenstande des Schuld-
ners, das Vermdgensverzeichnis, soll zuklnftig in
jedem Bundesland von einem zentralen Vollstre-
ckungsgericht landesweit elektronisch verwaltet
werden. Kinftig besteht damit in jedem Bundes-
land eine zentrale Auskunftsstelle.

Auch das Schuldnerverzeichnis bei den Amtsge-
richten, in dem zahlungsunwillige bzw. zahlungs-
unfahige Schuldner dokumentiert werden, soll
kiinftig durch ein zentrales Vollstreckungsgericht
als landesweites Internet-Register gefuhrt wer-
den.

Mit dem Gesetz waren bzw. sind umfangreiche
technische und organisatorische Anderungen bei
den Gerichten der Lander verbunden. Die neuen
Bestimmungen treten daher nunmehr erst am
1. Januar 2013 in Kraft.

Durch das Gesetz zur Reform der Sachaufkla-
rung in der Zwangsvollstreckung, die Schuldner-
verzeichnisfiihrungsverordnung, die Vermdgens-
verzeichnisverordnung und die Schuldnerver-
zeichnisabdruckverordnung, wurden die Grund-
lagen fur die elektronische Fuhrung und Beaus-
kunftung von Eintragungen in das Schuldnerver-
zeichnis und von Vermoégensverzeichnissen neu
geregelt. Im aktuellen Justizministerialblatt sind
die neuen Datenibertragungsregeln abgedruckt,
durch die die Voraussetzungen fir eine sichere
und elektronisch weiterverarbeitbare Datenkom-
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munikation der zentralen Vollstreckungsgerichte
festgelegt werden sollen.

So die schdne Theorie. Auf den Justizminister
wartet nun der Praxistest, inwieweit fUr die prakti-
sche Umsetzung alles technisch bereitsteht, da-
mit ab dem 01.01.2013 sichere elektronische An-
fragen, Ubermittlungen etc. im Sinne des Geset-
zes erfolgen kdnnen. Das Justizportal des Bun-
des und der Lander gibt trotz Stand 03.12.2012
keine abschlieRende Ubersicht zum aktuellen
Umsetzungssachstand der Vorbereitungen. Mit
der technischen Umsetzung ist demnach der
Landesbetrieb IT.NRW als IT-Dienstleister beauf-
tragt worden. Mich interessiert auch, inwieweit
Schulungs- und Einfihrungskonzepte fiir die Be-
troffenen im Verlauf des Jahres 2012 stattgefun-
den haben. Gerade fur die Einholung von
Drittauskiinften scheinen noch Verzégerungen
absehbar, wie Gerichtsvollzieher und ein in das
Justizportal eingestellter Leitfaden - Stand
04.12.2012 — es darstellen.

Und wie steht die Landesregierung zum Ausbau
des elektronischen Rechtsverkehrs allgemein?
Fest steht: Die rot-griine Landesregierung hat im
Bundesrat den von NRW mit erarbeiteten Ent-
wurf eines Gesetzes zur Forderung des elektro-
nischen Rechtsverkehrs in der Justiz weder als
Mitantragsteller noch bei der Abstimmung dazu
unterstitzt. Obwohl er das wesentliche Ziel ver-
folgt, durch ein Bindel von MalRnahmen den
elektronischen Rechtsverkehr und die elektroni-
sche Aktenfuhrung in der Justiz zu férdern und
damit zugleich einen zeitgemalRen weiteren
Schritt hin zu mehr Birgerndhe zu vollziehen. Die
auf meine Kleine Anfrage dazu in Drs. 16/1413
dargelegten Grunde fur das ablehnende Verhal-
ten der Landesregierung sind wenig Uberzeu-
gend. Da trauen sich andere Lander wesentlich
mehr zu. NRW braucht Tempo auf dem Weg hin
zum elektronischen Rechtsverkehr — das erwar-
ten wir als FDP bei aller notwendigen Sorgfalt!

Der hier zu beratende Gesetzentwurf der Lan-
desregierung — Drucksache 16/1182 — sieht vor,
die Gebuhr fir die Bewilligung des laufenden Be-
zugs von Abdrucken und die Mindestgebuhr fur
die Erteilung von Abdrucken aus dem Schuldner-
verzeichnis jeweils angemessen zu erhéhen und
auf ein landereinheitliches Niveau anzupassen.
AulRerdem soll kiinftig auch fur die Einsicht in das
elektronische Schuldnerverzeichnis tber die 1&an-
derUbergreifende Plattform ,www.vollstreckungs-
portal.de“ eine landereinheitliche Gebihr erho-
ben werden. Deren Hohe ist zwar in den jeweili-
gen Landesjustizkostengesetzen zu regeln, die
jedoch ebenso wie die Gebuhren fir den laufen-
den Abdruckbezug kinftig fur alle Lander zentral
Uber das Vollstreckungsportal eingezogen und an
die Lander ausgekehrt werden soll.

Wir werden als FDP dem Gesetzentwurf zustim-
men. Die moderate Erhéhung der Gebuhren in
den Zziffern 2.1 und 2.2 erscheint gerechtfertigt.
Dies gilt auch fur die neue Gebihr in Num-
mer 2.3 fur die Einsichtnahme in das Schuldner-
verzeichnis in Héhe von bundesweit 4,50 € bei
kinftig unmittelbarer Auskunftserteilung. Fir uns
als FDP ist wichtig, dass fiir eine Selbstauskuntft,
ob eine Eintragung besteht oder nicht besteht,
dem Birger keine Kosten entstehen.

Dietmar Schulz (PIRATEN):

Das Gesetz zur Reform der Sachaufklarung in
der Zwangsvollstreckung wird es ermdglichen,
am Amtsgericht Hagen ein zentrales Vollstre-
ckungsportal einzurichten. Dadurch werden es
Glaubiger zuklnftig einfacher haben, im Vollstre-
ckungsverfahren festzustellen, ob Schuldner be-
reits im Vollstreckungsregister Eintragungen ha-
ben.

Auch wenn einige den aktuellen Entwurf hinsicht-
lich der leichten Geblhrensteigerung kritisieren,
muss festgestellt werden, dass das zentrale
Schuldnerverzeichnis im Ergebnis Kosten fir
Glaubiger und Behorden senken wird.

Wo bisher kostenpflichtige Vollstreckungsmalf3-
nahmen eingeleitet wurden, obwohl ein Schuld-
ner bereits eine Eidesstattliche Versicherung ab-
gegeben hat und dies dem Glaubiger nicht be-
kannt war, wird zukinftig vor der Einleitung von
Vollstreckungsmaf3nahmen ein erleichterter Blick
ins Register Glaubigern ermdglichen, zu prifen,
ob sich ein Verfahren lohnt bzw. erfolgreich sein
konnte oder eine Abstandnahme geboten er-
scheint.

Der federflhrende Rechtsausschuss hat dem
Gesetzentwurf Drucksache 16/1182 einstimmig
zugestimmt. Auch meine Fraktion und ich begru-
Ben den vorliegenden Entwurf, sodass wir der
Beschlussempfehlung zustimmen werden.

Thomas Kutschaty, Justizminister:

Der vorliegende Gesetzentwurf der Landesregie-
rung ist Ihnen bereits aus seiner ersten Lesung
im Plenum am 7. November 2012 bekannt. Der
Haushalts- und Finanzausschuss hat dem Ge-
setzentwurf am 6. Dezember 2012 einstimmig
zugestimmt; ebenso einstimmig hat der Rechts-
ausschuss dem Gesetzentwurf am 7. Dezember
2012 zugestimmt.

Lassen Sie mich in aller Kiirze nochmals Folgen-
des anmerken:

Am 1. Januar 2013 wird das (Bundes-)Gesetz
zur Reform der Sachaufklarung in der Zwangs-
vollstreckung in Kraft treten. Es enthalt um-
fassende Anderungen der Bestimmungen (iber
die Zwangsvollstreckung. Unter anderem werden
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auch die Moglichkeiten der modernen Informati-
onstechnologie ausgeschopft.

Ab dem 1. Januar 2013 wird es jedem, der fiir
bestimmte gesetzlich vorgegebene Zwecke An-
gaben bendtigt (etwa um sich Uber die Bonitat ei-
nes moglichen kinftigen Vertragspartners zu in-
formieren), moglich sein, Einsicht in das in jedem
Bundesland gefiihrte elektronische Schuldner-
verzeichnis zu nehmen.

Lassen Sie mich eins ausdriicklich bemerken:

Dies geschieht unter Wahrung der daten-
schutzrechtlichen Belange der Biirgerinnen und
Birger.

Das elektronische Schuldnerverzeichnis wird als
Internetregister ausgestaltet; die Daten der Lan-
der werden bundesweit miteinander vernetzt. Flr
die elektronische Einsicht wird mit dem Gesetz-
entwurf eine Gebliihr in Héhe von 4,50 € einge-
fahrt.

Auch die bisher bereits bestehenden Gebuhren-
regelungen sind an die neue Rechtslage anzu-
passen.

Dabei handelt es sich um die Gebihr fir die Be-
willigung des laufenden Bezugs von Abdrucken
aus dem Schuldnerverzeichnis, die von bestimm-
ten Institutionen und Personenkreisen, wie etwa
von der Schufa oder von Wirtschaftsauskunftei-
en, bezogen werden. Erst nach einer Priufung
durch die Justizverwaltung und einer entspre-
chenden Bewilligung erhalten diese Institutionen
regelmaRig Abdrucke aus dem Schuldnerver-
zeichnis.

Fir die Erteilung der Abdrucke aus dem Schuld-
nerverzeichnis selbst werden dann ebenfalls Ge-
bihren erhoben.

Die bisherigen Gebiihren sind seit dem 1. Januar
1995 nicht mehr geandert worden und sollen nun
an die wirtschaftliche Entwicklung angepasst
werden. Fur die Bezieher von Auskunften, die in
der Regel ein erhebliches wirtschaftliches Inte-
resse an den Informationen haben, steigen die
Gebuhren angesichts der Preisentwicklung seit
dem Jahr 1995 in angemessenem Umfang.

Durch die neue Gebihr firr die Einsichtnahme in
das Schuldnerverzeichnis in Hohe von bundes-
weit 4,50 € entstehen zwar Mehrkosten fiir Biir-
gerinnen und Burger und fir interessierte Wirt-
schaftskreise. Jedoch stehen diesen Gebiihren
wegen der Unmittelbarkeit der Auskunftserteilung
deutlich verbesserte Leistungen der Justiz ge-
genuber.

Fur eine Selbstauskunft, ob eine Eintragung im
Schuldnerverzeichnis besteht oder nicht besteht,
entstehen keine Kosten.

Die beabsichtigten Gebuhrenerhéhungen und
insbesondere die neue Einsichtsgebihr in das
elektronische Schuldnerverzeichnis werden zu
Mehreinnahmen fur das Land fuhren, deren Ho6-
he davon abhéangt, wie die neuen Mdglichkeiten
ausgeschopft werden. Sie dirften sich in der
GroRenordnung von mehreren Millionen Euro
jahrlich bewegen.

Ich bitte Sie deshalb um lhre Stimme fiir den Ge-
setzentwurf.
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Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 12. Dezember 2012 folgendes Gesetz beschlos-
sen:

) Zweites Gesetz
zur Anderung des Gesetzes iiber die Justiz
im Land Nordrhein-Westfalen



i~

Zweites Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Justiz im Land Nordrhein-
Westfalen

Artikel 1

Im Justizgesetz Nordrhein-Westfalen wird die Anlage zu § 124 Absatz 2 wie folgt gedndert:

1. Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst:

2.1

Entscheidung Uber den Antrag auf Bewilligung des laufenden
Bezugs von Abdrucken (§ 882g der Zivilprozessordnung).*

2. Nummer 2.2 wird wie folgt gefasst:

2.2

Erteilung von Abdrucken (§§ 882b, 882g der Zivilprozessordnung)

Anmerkung:

Neben den Gebuhren fiir die Erteilung von Abdrucken

werden die Dokumentenpauschale und die Datentrdgerpauschale
nicht erhoben.”

3. Nach Nummer 2.2 wird folgende Nummer 2.3 eingefiigt:

2.3

Einsicht in das Schuldnerverzeichnis (§ 882f der Zivilprozessord-
nung) je Ubermitteltem Datensatz

Anmerkung:

Die Gebihr entsteht auch, wenn die Information Ubermittelt wird,
dass fir den Schuldner kein Eintrag verzeichnet ist (Negativaus-
kunft). Die Gebuihr entsteht nicht im Fall einer Selbstauskuntft.*

Artikel 2
Inkrafttreten

525 Euro

0,50 Euro
je
Eintragung,
mindestens
17 Euro

4,50 Euro

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Auf die Bewilligung des laufenden Bezugs
und die Erteilung von Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis nach § 915 der Zivilpro-
zessordnung in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung, das gemaR § 39 Num-
mer 5 des Gesetzes betreffend die Einfihrung der Zivilprozessordnung fortgefuhrt wird,
bleibt die Anlage zu § 124 Absatz 2 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung
weiterhin anwendbar.

Dusseldorf, den 12. Dezember 2012

Carina Godecke
Prasidentin
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Diisseldorf, den 18. Dezember 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerprasidentin
Hannelore Kraft

(L.S.)

Die Ministerin
fir Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter

Barbara Steffens

- GV.NRW. 2012 S. 671

221
. Gesetz
zur Anderung des Hochschulgesetzes
und des Kunsthochschulgesetzes

Vom 18. Dezember 2012

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkiindet wird:

Gesetz zur Anderung
des Hochschulgesetzes und des Kunsthochschulgesetzes

Artikel 1
Anderungen des Hochschulgesetzes
Dem § 48 Absatz 1 Hochschulgesetz vom 31. Oktober
2006 (GV. NRW. S. 474), zuletzt geandert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90), wird
folgender Satz angefiigt:

,Minderjiahrige erlangen mit der Einschreibung die
Befugnis, im Rahmen ihres Studiums alle verwaltungs-
rechtlichen Handlungen vorzunehmen; dies gilt auch fiir
die Nutzung von Medien und Angeboten der Hochschule
nach § 3.“

Artikel 2
Anderungen des Kunsthochschulgesetzes

Dem § 40 Absatz 1 Kunsthochschulgesetz vom 13. Marz
2008 (GV. NRW. S. 195), zuletzt gedindert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 31. Januar 2012 (GV. NRW. S. 90), wird
folgender Satz angefiigt:

»Minderjahrige erlangen mit der Einschreibung die
Befugnis, im Rahmen ihres Studiums alle verwaltungs-
rechtlichen Handlungen vorzunehmen; dies gilt auch fiir
die Nutzung von Medien und Angeboten der Hochschule
nach § 3

Artikel 3
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
Diisseldorf, den 18. Dezember 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerprasidentin
Hannelore Kraft

(L. S.)

Die Ministerin
fiir Schule und Weiterbildung

Sylvia Lohrmann

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 40 vom 28. Dezember 2012

Die Ministerin
fir Innovation, Wissenschaft und Forschung

Svenja Schulze

Die Ministerin
fiir Familie, Kinder, Jugend,
Kultur und Sport

Ute Schéafer

- GV.NRW. 2012 S. 672

300
. Zweites Gesetz
zur Anderung des Gesetzes iiber die Justiz
im Land Nordrhein-Westfalen

Vom 18. Dezember 2012

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkiindet wird:

. Zweites Gesetz
zur Anderung des Gesetzes uiber die Justiz
im Land Nordrhein-Westfalen

Artikel 1
Im Justizgesetz Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar
2010 (GV. NRW. S. 30), zuletzt geéndert durch Artikel 10
des Gesetzes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474),
wird die Anlage zu § 124 Absatz 2 wie folgt geéindert:

1. Nummer 2.1 wird wie folgt gefasst:

»2.1 Entscheidung iber den Antrag auf 525 Euro
Bewilligung des laufenden
Bezugs von Abdrucken (§ 882 g der
Zivilprozessordnung)*

2. Nummer 2.2 wird wie folgt gefasst:

»2.2 Erteilung von Abdrucken 0,50 Euro
(8§ 882b, 882 g der Zivilprozess- je
ordnung) Eintragung,
Anmerkung; mindestens 17
Neben den Gebiihren fir die Euro
Erteilung von Abdrucken

werden die Dokumentenpau-
schale und die Datentriagerpau-
schale nicht erhoben*
3. %\Iach Nummer 2.2 wird folgende Nummer 2.3 ange-
ugt:

»2.3 Einsicht in das Schuldnerverzeichnis 4,50 Euro
(§ 882f der Zivilprozessordnung) je
ubermitteltem Datensatz

Anmerkung:

Die Gebilihr entsteht auch, wenn die Informa-
tion tibermittelt wird, dass fiir den Schuldner
kein Eintrag verzeichnet ist (Negativauskunit).
Die Gebiihr entsteht nicht im Fall einer Selbst-
auskunft”

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Auf die
Bewilligung des laufenden Bezugs und die Erteilung von
Abdrucken aus dem Schuldnerverzeichnis nach § 915 der
Zivilprozessordnung in der bis zum 31. Dezember 2012
geltenden Fassung, das gemif § 39 Nummer 5 des Geset-
zes betreffend die Einfiihrung der Zivilprozessordnung
fortgefithrt wird, bleibt die Anlage zu § 124 Absatz 2 in
der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung wei-
terhin anwendbar.
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Disseldorf, den 18. Dezember 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerprasidentin
Hannelore Kraft
(L.S)
Der Finanzminister
Dr.Norbert Walter-Borjans

Der Minister
fiir Wirtschaft, Energie, Industrie,
Mittelstand und Handwerk

Garrelt Duin

Der Minister
fiur Inneres und Kommunales

Ralf Jager

Der Justizminister
Thomas Kutschaty

-~ GV.NRW. 2012 S. 672
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Gesetz zur Anderung
des Gesetzes iiber Rentengiiter

Vom 18. Dezember 2012
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkiindet wird:

Gesetz zur Anderung
des Gesetzes iiber Rentengiiter

Artikel 1

In § 6 des Gesetzes iiber Rentengiiter vom 27. Juni 1890
(PrGS. S. 209, PrGS. NRW. S. 104), zuletzt geéindert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV. NRW.
S. 379), wird die Angabe ,,2012“ durch die Angabe
,2022¢ ersetzt.

Artikel 2
Dieses Gesetz tritt am 31. Dezember 2012 in Kraft.

Diisseldorf, den 18. Dezember 2012

Die Landesregierung
Nordrhein-Westfalen

Die Ministerprasidentin
Hannelore Kraft

(L.S.)

Der Minister
fiir Inneres und Kommunales

Ralf Jager

Der Justizminister
Thomas Kutschaty

Der Minister
fir Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft,
Natur- und Verbraucherschutz

Johannes Remmel

- GV.NRW. 2012 S. 673
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7102
Gesetz
zur Forderung des Mittelstandes
in Nordrhein-Westfalen
(Mittelstandsforderungsgesetz)

Vom 18. Dezember 2012

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkiindet wird:

Gesetz
zur Forderung des Mittelstandes in
Nordrhein-Westfalen (Mittelstandsférderungsgesetz)

Teil 1
Allgemeine Vorschriften

§1

Grundsiitze

(1) Selbststiandigkeit und Unternehmertum in der mit-
telstindischen Wirtschaft des Landes sind zentrale
Garanten fiir Wohlstand, Wachstum und Beschaftigung.
Mittelstdndische Unternehmen und die Freien Berufe
sowie die dort Beschaftigten leisten einen wichtigen Bei-
trag zur gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung des Landes.

(2) Deshalb ist die Forderung und Starkung des Mittel-
standes und der Freien Berufe im fairen Leistungswett-
bewerb Aufgabe der Landespolitik (Artikel 28 Verfassung
fiir das Land Nordrhein-Westfalen). Sie orientiert sich
dabei an den Grundséitzen der Sozialen Marktwirtschaft,
um Wettbewerbsfiahigkeit und Leistungskraft des Mittel-
standes zu sichern. Nachhaltigkeit und Ressourceneffizi-
enz sind ebenfalls wesentliche Grundsétze bei der Forde-
rung des Mittelstandes. Dabei gilt es, die Interessen von
kleinen und mittleren Unternehmen einerseits und GroB3-
unternehmen andererseits ausgewogen zu beriicksichti-
gen.

(3) Fiir die gedeihliche Entwicklung der mittelstandi-
schen Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen ist eine Wirt-
schaftspolitik, die einen auf Langfristigkeit angelegten,
verlasslichen und nachhaltigen ordnungspolitischen
Rahmen schafft, von grundlegender Bedeutung.

Dazu gehoren insbesondere

1. der Abbau und die Verhinderung von Marktzutritts-
schranken sowie die Bekdmpfung des Missbrauchs
einer marktbeherrschenden Stellung und {iberlegener
Marktmacht, um die Erfolgschancen mittelstandi-
scher Unternehmen im Leistungswettbewerb zu
gewihrleisten sowie

2. die Starkung der Haftung im unternehmerischen
Entscheidungskalkiil; Entscheidungstriger miissen
auch die Folgen ihre Entscheidung verantworten.

§2
Ziele

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, die Vielfalt und Leis-
tungskraft der mittelstindischen Wirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen zu erhalten und zu stirken, deren Ent-
faltungsmoglichkeiten in der Sozialen Marktwirtschaft
zu sichern, zu fairem Wettbewerb beizutragen und die
Fahigkeit des Mittelstandes zur Schaffung und Sicherung
von Arbeits- und Ausbildungsplitzen zu steigern.

(2) Dies soll insbesondere erreicht werden durch

1. die Weiterentwicklung mittelstandsfreundlicher Rah-
menbedingungen in Gesetzgebung und Verwaltung
des Landes,

2. das Bemiihen um freiwillige mittelstandsorientierte
Selbstverpflichtungen der Kommunen im Lande,

3. weiteren Biirokratieabbau vor allem durch die Nutzung
elektronischer Verfahren sowie weiterer Rechtsverein-
fachung fiir den Mittelstand und die Freien Berufe,

4. Einflussnahme auf mittelstandsrelevante Vorhaben
des Bundes und der EU im Rahmen der geltenden
Gesetze,



	Gesetz Nr. 16/22
	Vorblätter
	Deckblatt
	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	Gesamtverzeichnis der Materialien

	Beratungsunterlagen und Protokolle
	Gesetzentwurf Drs 16/1182
	Gegenüberstellung
	Begründung

	Plenarprotokoll 16/11
	Inhaltsverzeichnis S. 481-488
	1. Lesung S. 639
	Überweisungsbeschluss
	Anlage 2: zu Protokoll gegebene Einbringungsrede

	Ausschussprotokoll 16/94
	Beschlussprotokoll S. 1-6
	Beratung (öffentlich) S. 18

	Ausschussprotokoll 16/111
	Beschlussprotokoll S. 1-2
	Beratung (öffentlich) S. 26

	Ausschussprotokoll 16/114
	Beschlussprotokoll S. 1-2
	Beratung (öffentlich) S. 10

	Beschlussempfehlung und Bericht RA Drs 16/1644
	Plenarprotokoll 16/17
	Inhaltsverzeichnis S. 1149-1152
	2. Lesung S. 1240
	Abstimmung
	Anlage 1: zu Protokoll gegebene Reden


	Beratungsergebnis
	Gesetz 16/22 Vorabdruck
	Gesetz vom 18.12.2012 GV.NRW 2012 S. 669, 672-673




